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Vorwort der Herausgeber

Noch in der Spätphase der DDR gegründet, entwickelte sich die Treuhandanstalt zur zentralen Behörde der ökonomischen Transformation in Ostdeutschland. Ihre ursprüngliche Aufgabe war die rasche Privatisierung der ostdeutschen volkseigenen Betriebe (VEB). Sehr bald aber wies ihr die Politik zahlreiche weitere Aufgaben zu. Sukzessive sah sich die Treuhandanstalt mit der Lösung der Altschuldenproblematik, der Sanierung der ökologischen Altlasten, der Mitwirkung an der Arbeitsmarktpolitik und schließlich ganz allgemein mit der Durchführung eines Strukturwandels konfrontiert. In ihrer Tätigkeit allein ein behördliches Versagen zu erkennen wäre daher ahistorisch und einseitig, auch wenn die Bilanz der Treuhandanstalt niederschmetternd zu sein scheint. Denn von den etwa vier Millionen Industriearbeitsplätzen blieb nur ein Drittel übrig. Das öffentliche Urteil ist daher ganz überwiegend negativ. Die Kritik setzte schon ein, als die Behörde mit der Privatisierung der ersten VEBs der DDR begann. Bis heute verbinden sich mit der Treuhandanstalt enttäuschte Hoffnungen, überzogene Erwartungen, aber auch Selbsttäuschungen und Mythen. Außerdem ist sie eine Projektionsfläche für politische Interessen und Konflikte, wie die Landtagswahlkämpfe 2019 in Ostdeutschland deutlich gemacht haben. Umso dringender ist es erforderlich, die Tätigkeit der Treuhandanstalt und mit ihr die gesamte (ost-)deutsche Transformationsgeschichte der frühen 1990er-Jahre wissenschaftlich zu betrachten. Dies ist das Ziel der Studien zur Geschichte der Treuhandanstalt, deren Bände die Umbrüche der 1990er-Jahre erstmals auf breiter archivalischer Quellengrundlage beleuchten und analysieren.

Die Privatisierung der ostdeutschen Betriebe brachte für viele Menschen nicht nur Erwerbslosigkeit, sondern auch den Verlust einer sicher geglaubten, betriebszentrierten Arbeits- und Lebenswelt. Insofern ist die Erfahrungsperspektive der Betroffenen weiterhin ernst zu nehmen und in die wissenschaftliche Untersuchung ebenso zu integrieren wie in die gesellschaftspolitischen Konzepte. Der mit der Transformation einhergehende Strukturwandel hatte Folgen für Mentalitäten und politische Einstellungen, die bis in die Gegenwart hineinreichen. Dabei wurden die individuellen und gemeinschaftlichen Erfahrungen und Erinnerungen stets von medial geführten Debatten über die Transformationszeit sowie von politischen Interpretationsversuchen geprägt und überlagert. Diese teilweise miteinander verwobenen Ebenen gilt es bei der wissenschaftlichen Analyse zu berücksichtigen und analytisch zu trennen. Der erfahrungsgeschichtliche Zugang allein kann die Entstehung und Arbeitsweise der Treuhandanstalt sowie die Privatisierung der ostdeutschen Wirtschaft nicht hinreichend erklären. Vielmehr kommt es darauf an, die unterschiedlichen Perspektiven miteinander in Relation zu setzen und analytisch zu verknüpfen, um so ein differenziertes und vielschichtiges Bild der Umbrüche der 1990er-Jahre zu erhalten.

Diese große Aufgabe stellt sich der Zeitgeschichte erst seit Kurzem, denn mit dem Ablauf der 30-Jahre-Sperrfrist, die für staatliches Archivgut in Deutschland grundsätzlich gilt, ergibt sich für die Forschung eine ganz neue Arbeitsgrundlage. Das öffentliche Interesse konzentriert sich auf die sogenannten Treuhandakten, die im Bundesarchiv Berlin allgemein zugänglich sind (Bestand B 412). Sie werden mittlerweile auch von Publizistinnen und Publizisten sowie Journalistinnen und Journalisten intensiv genutzt. An dieser Stelle sei aber daran erinnert, dass schon sehr viel früher Akten anderer Provenienz allgemein und öffentlich zugänglich waren – die schriftliche Überlieferung der ostdeutschen Landesregierungen oder der Gewerkschaften, um nur einige Akteure zu nennen. Darüber hinaus können seit einiger Zeit auch die Akten der Bundesregierung und der westdeutschen Landesverwaltungen eingesehen werden. Die Liste ließe sich fortsetzen.

Bei aller Euphorie über die quantitativ wie qualitativ immer breiter werdende Quellengrundlage (allein zwölf laufende Aktenkilometer Treuhandüberlieferung im Bundesarchiv Berlin) sollte allerdings nicht aus dem Blick geraten, dass Historikerinnen und Historiker die Archivalien einer Quellenkritik unterziehen müssen. Dies gehört grundsätzlich zu ihrem Arbeitsauftrag. Da die Erwartungen der Öffentlichkeit an die Aussagekraft vor allem der Treuhandakten hoch sind, sei der Einwand an dieser Stelle ausdrücklich gemacht. So gilt es, einzelne Privatisierungsentscheidungen der Treuhandspitze zu kontextualisieren und mit anderen Überlieferungen abzugleichen. Zur Illustration der Problematik mag ein Beispiel dienen: Treuhandakten der sogenannten Vertrauensbevollmächtigten und der Stabsstelle Recht enthalten Vorwürfe über »SED-Seilschaften« und »Korruption«, die sich auch in der Retrospektive nicht mehr vollständig klären lassen. Die in Teilen der Öffentlichkeit verbreitete Annahme, die Wahrheit komme nun endlich ans Licht, führt daher in die Irre und würde ansonsten nur weitere Enttäuschungen produzieren. Es gibt eben nicht die historische Wahrheit. Stattdessen ist es notwendig, Strukturzusammenhänge zu analysieren, unterschiedliche Perspektiven einzunehmen, Widersprüche zu benennen und auch auszuhalten. Dazu kann die Zeitgeschichtsforschung einen wichtigen Beitrag leisten, indem sie mit quellengesättigten und methodisch innovativen Studien den historischen Ort der Treuhandanstalt in der Geschichte des vereinigten Deutschlands bestimmt, gängige Geschichtsbilder hinterfragt und Legenden dekonstruiert.

Im Rahmen seines Forschungsschwerpunktes »Transformationen in der neuesten Zeitgeschichte« zu den rasanten Wandlungsprozessen und soziokulturellen Brüchen der Industriegesellschaften seit den 1970er-Jahren hat das Institut für Zeitgeschichte München – Berlin (IfZ) im Frühjahr 2013 damit begonnen, ein großes, mehrteiliges Projekt zur Geschichte der Treuhandanstalt inhaltlich zu konzipieren und vorzubereiten. Auf der Grundlage der neu zugänglichen Quellen, die erstmals systematisch ausgewertet werden konnten, ging das Projektteam insbesondere folgenden Leitfragen nach: Welche politischen Ziele sollten mit der Treuhandanstalt erreicht werden? Welche Konzepte wurden in einzelnen Branchen und Regionen verfolgt, und was waren die Ergebnisse? Welche gesellschaftlichen Auswirkungen haben sich ergeben? Wie ist die Treuhandanstalt in internationaler Hinsicht zu sehen?

Bei der Projektvorbereitung und -durchführung waren Prof. Dr. Richard Schröder und Prof. Dr. Karl-Heinz Paqué unterstützend tätig, denen unser ausdrücklicher Dank gilt. Über Eigenmittel hinaus ist das IfZ-Projekt, das ein international besetzter wissenschaftlicher Beirat kritisch begleitet hat, vom Bundesministerium der Finanzen von 2017 bis 2021 großzügig gefördert worden. Auch dafür möchten wir unseren Dank aussprechen. In enger Verbindung hierzu standen zwei von der Deutschen Forschungsgemeinschaft (DFG) geförderte Einzelprojekte von Andreas Malycha und Florian Peters.

Dierk Hoffmann, Hermann Wentker, Andreas Wirsching




Einleitung


1. Beziehungsstatus? Kompliziert! Über die Treuhand, die Gewerkschaften und Deutungsmuster der Gegenwart

Rund 30 Jahre nach der Wiedervereinigung der über 40 Jahre lang getrennten beiden deutschen Teilstaaten am 3. Oktober 19901 scheinen die Meinungen über die »innere Einheit«, also das Zusammenwachsen von Ost- und Westdeutschland,2 mehr denn je auseinanderzudriften. Während der jüngste Bericht der Bundesregierung zum Stand der Deutschen Einheit vom August 2020 wenig überraschend ein überwiegend positives Bild zeichnete und die »eindrucksvollen Erfolge« der Vereinigung wür­digte,3 erhält in Ostdeutschland mit der Alternative für Deutschland (AfD) seit Jahren eine rechtspopulistische bis rechtsextreme Partei wachsenden Zuspruch, die für eine Vollendung der »Wende« bzw. eine »Wende 2.0« und damit für eine Abkehr von der westlich-liberalen Gesellschaftsordnung eintritt.4 Ostdeutsche Politiker*innen5 wie die ehemalige sächsische Gleichstellungs- und Integrationsministerin Petra Köpping (Sozialdemokratische Partei Deutschlands, SPD) warnen deshalb zunehmend vor Desintegrationsprozessen im Osten und fordern, ostdeutsche Erfahrungen und Perspektiven endlich ernst zu nehmen.6

Auf der Suche nach historischen Antworten auf die brennende Frage, warum der Osten anders tickt, geriet mit der Treuhandanstalt (kurz: Treuhand) jüngst eine Institution wieder in den Fokus der Öffentlichkeit, die längst vergessen schien. Wie tief sich die einstige »Behörde im Gewand einer Holding«,7 die von 1990 bis 1994 für die Privatisierung, Sanierung und Stilllegung der ostdeutschen Staatsbetriebe verantwortlich war, als negativer Erinnerungsort in das ostdeutsche Transformationsgedächtnis eingebrannt hat, belegen jüngste Umfragen sehr eindrücklich. So ergab eine von Infratest dimap im Auftrag des MDR im Oktober 2019 durchgeführte Umfrage unter 500 Ostdeutschen, dass noch immer 71 Prozent glauben, die Treuhand habe die ostdeutsche Wirtschaft zum Vorteil Westdeutschlands abgewickelt. In der westdeutschen Vergleichsgruppe waren nur 44 Prozent dieser Ansicht.8 Dass gerade die AfD in Ostdeutschland mit der Erinnerung an die Treuhand Wähler*innen zu mobilisieren vermag, verwundert vor diesem Hintergrund kaum. So erhob die Partei die Treuhand im für sie so erfolgreichen Landtagswahljahr 2019 zur »Wurzel allen Übels in Ostdeutschland«.9

Aber auch ihr politischer Gegenpart, die Linkspartei, stieg in den Er­innerungskampf ein, wobei sie (im Gegensatz zur AfD) an eine lange wiedervereinigungs- und treuhandkritische Tradition ihrer Vorgängerin, der Partei des Demokratischen Sozialismus (PDS), anknüpfen konnte. Schon in den 1990er-Jahren hatte die ehemalige Wirtschaftsministerin der ostdeutschen Übergangsregierung unter Hans Modrow, Christa Luft, mit Blick auf die Treuhand von einer »gigantische[n] Entwertung des Produktivvermögens und der menschlichen Qualifikationspotentiale […] in Friedenszeiten« gesprochen.10 Flankiert von einer Ausstellung der Rosa-Luxemburg-Stiftung über individuelle »Treuhand-Schicksale«,11 geißelte der Fraktionschef der Linkspartei im Bundestag, Dietmar Bartsch, im März 2019 nicht weniger wortgewaltig den »Treuhand-Kahlschlag«, unter dem die ostdeutsche Wirtschaft bis heute leide, und forderte (parallel zur AfD) die Einsetzung eines neuen Treuhand-Untersuchungsausschusses.12 Vom schwierigen Erbe des 40-jährigen Staatssozialismus, das nur durch eine Schocktherapie zu überwinden war, sprachen und sprechen dagegen die Verteidiger*innen der Treuhandpolitik, darunter ehemalige Mitarbeiter*innen der Behörde, damals verantwortliche westdeutsche und einige wenige ostdeutsche Politiker*innen.13

In der Tat: Das gigantische Unternehmen der Transformation einer gesamten sozialistischen Staatsplanwirtschaft in eine kapitalistische Marktwirtschaft wurde mit einer gemischten Bilanz abgeschlossen, an der sich Erfolgs- und Skandalgeschichten gleichermaßen aufladen können. Von den rund 8000 bzw. infolge von Betriebsteilungen 12.500 Unternehmen, die der Treuhand übertragen worden waren, wurden bis 1994 rund 53 Prozent privatisiert, 30 Prozent abgewickelt, 13 Prozent reprivatisiert (restituiert) und 2,5 Prozent kommunalisiert. Von rund vier Millionen Arbeitsplätzen gingen etwa 2,5 Millionen verloren.14 Die Chiffre Treuhand spaltet dabei heute nicht mehr nur Ost und West, sondern berührt auch andere gesellschaftspolitische Spannungsfelder und Reizthemen (»rechts« / »links«, Gerechtigkeit, Kapitalismus usw.), die nahezu alle europäischen Gesellschaften seit dem Ende des Ost-West-Konflikts, der Niederlage des Sozialismus und dem gleichzeitigen Durchbruch des »Neoliberalismus« nachhaltig prägen und den Aufstieg des Rechtspopulismus wesentlich mitbeeinflussen.15

Zu den prägenden Phänomenen europäischer Gesellschaften seit dem Kalten Krieg gehört auch die Diagnose eines rasanten Bedeutungsverlustes von Gewerkschaften. Deutschland ist hierbei keine Ausnahme, doch bei genauerem Hinsehen fallen verblüffende Ambivalenzen ins Auge. Zunächst: Auf den ersten Blick scheinen die Gewerkschaften besonders in Ostdeutschland (ähnlich wie in anderen postsozialistischen Gesellschaften) tatsächlich kaum verankert zu sein. So weisen jüngere Untersuchungen für das Jahr 2016 einen gewerkschaftlichen Organisationsgrad in Ostdeutschland von gerade einmal 12,1 Prozent aus, von den 2018 gewählten Betriebsräten in ostdeutschen Unternehmen waren nur 48 Prozent gewerkschaftlich organisiert. In den alten Bundesländern waren die Zahlen nur wenig höher. Hier lag der gewerkschaftliche Organisationsgrad 2016 bei 14,1 Prozent und der von Betriebsräten im Jahr 2018 bei 60 Prozent.16 Dagegen steht es um das Vertrauen in die Gewerkschaften in Ost- wie Westdeutschland gar nicht so schlecht. Für 2018 ermittelte das Allensbacher Institut in Umfragen Vertrauenswerte von 42 bzw. 46 Prozent, womit die Gewerkschaften auf der Vertrauensskala weit vor den Großunternehmen und der Bundesregierung rangierten.17 Zwar konnte die Bundesregierung deutschlandweit im Coronajahr 2021 wieder deutlich an Vertrauen zurückgewinnen, aber auch die Gewerkschaften legten weiter zu und erreichten nunmehr die 50-Prozent-Marke.18

Für Ostdeutschland überraschen diese hohen Werte umso mehr, waren doch gerade in den erinnerungskulturell so einprägsamen Jahren der Treuhand viele Ostdeutsche von den (West-)Gewerkschaften enttäuscht. So sank der gewerkschaftliche Organisationsgrad in Ostdeutschland in der ersten Hälfte der 1990er-Jahre von fast 60 Prozent (1991) auf 35 Prozent (1996) und folgte damit dem rasanten Arbeitsplatzabbau.19 Damit korrespondierte ein empfindlicher Imageverlust der Gewerkschaften im Osten, dem allerdings auch überhöhte Erwartungen vorausgingen. Gerade linke Medien inszenierten Treuhand und Gewerkschaften nur allzu gern als »natürliches Gegensatzpaar«20 und maßen den Erfolg Letzterer daran, ob sie imstande waren, den Arbeitsplatzabbau aufzuhalten. Umso enttäuschter reagierten sie, wenn Betriebsstilllegungen von den Gewerkschaften mitgetragen wurden. »Wessen Interessen vertreten die Gewerkschaften?«, fragte etwa das Neue Deutschland, als der Hungerstreik der Kalikumpel von Bischofferode die gesamte Republik im Sommer 1993 zur Zeugin des Niedergangs im Osten machte.21 Auch linke ostdeutsche Politiker*innen und Intellektuelle warfen den westdeutschen Gewerkschaftsführungen seinerzeit vor, in »bornierten« Organisationsstrukturen zu verharren und blind gegenüber den zahlreichen ostdeutschen Versuchen zu sein, »Alternativen zur Privatisierungsorgie der Treuhand« zu formulieren.22

Zugleich sind viele westdeutsche Gewerkschaftsfunktionär*innen im Rückblick bemüht, jegliche Verantwortung für den Lauf der Dinge von sich zu weisen, als wären sie daran kaum beteiligt gewesen. So schob Ursula Engelen-Kefer, damals stellvertretende Vorsitzende des Deutschen Gewerkschaftsbundes (DGB), in ihren 2009 publizierten Erinnerungen – ganz in der Manier Christa Lufts – der Treuhand die Schuld für die »gigantische Vernichtung von Arbeitsplätzen« zu.23 Klaus Zwickel, von 1993 bis 2003 Vorsitzender der Industriegewerkschaft Metall (IG Metall), sprach in seiner 2005 veröffentlichten Autobiografie mit Blick auf die Treuhandjahre gar von einer »Koalition der Verdrängung«, zu der er auch die Treuhand zählte. Damit warf Zwickel der Bonner Regierung und der Treuhand eine folgenschwere Geschichtsvergessenheit vor – zum einen im Hinblick auf die schwierigen »Aufbaujahre« nach 1945, die 1990 als heroisches Vorbild für die ostdeutsche Transformation dienten, zum anderen mit Blick auf die Probleme der ostdeutschen Wirtschaft, die durch die von der IG Metall abgelehnte Währungsunion am 1. Juli 1990 noch einmal deutlich dramatisiert wurden. Dagegen inszeniert sich Zwickel als geschichtsbewusster und erfolgreicher Gewerkschaftspatriarch, dessen IG Metall einen alternativen Weg zur Politik der Bundesregierung gehen wollte und auch, nachdem sich dieser nicht durchgesetzt hatte, den schwachen Arbeitnehmer*innen im Osten eine laute Stimme gegeben habe.24 Zwickel reiht sich damit in die offizielle Erzählung der IG Metall ein, die auch heute noch das konsequente Eintreten für eine »aktive Sanierungsstrategie« sowie den heroischen Kampf um Tarifstandards in Ostdeutschland betont.25

Ihren kollegialen Widerpart finden Engelen-Kefer und Zwickel allerdings im ehemaligen Vorsitzenden der Industriegewerkschaft Chemie-Papier-Keramik (IG CPK) Hermann Rappe, der bis bis zu seinem Tod am 30. Januar 2022 ganz offen mit der Treuhand kokettierte. Er vertrat dabei die Position, dass diese ein Erfolgsmodell gewesen sei. Er selbst wurde mit 61 Jahren von Bundesfinanzminister Theo Waigel (Christlich-Soziale Union, CSU), dem die Treuhand organisatorisch unterstand, im September 1990 in den Verwaltungsrat der Treuhand, dem formal höchsten Gremium der Behörde, berufen und saß dort bald zusammen mit drei weiteren gewerkschaftlichen Spitzenfunktionären des DGB, der IG Metall und der Deutschen Angestellten-Gewerkschaft (DAG) 19 Vertretern aus Politik und Wirtschaft gegenüber. Dass Rappe den »Weg allein gegangen« sei, wie er sich später erinnerte, entspricht damit zwar nicht ganz den Realitäten, auch nicht, dass er die ersten zwei Jahre als einziger Gewerkschafter im Verwaltungsrat gesessen habe. Diese Erinnerungssplitter von 2009 und 2013 zeugen jedoch vom Stolz, mit dem Rappe auf seine Zeit in der Treuhand zurückblickte, aber auch von seiner Außenseiterposition im gewerkschaftlichen Diskurs, die er bis zuletzt verteidigen musste. Rappes persönliche Erfolgsgeschichte bezog sich dabei vor allem auf den Erhalt des mitteldeutschen Chemiedreiecks und den Bau einer neuen Raffinerie in Leuna (1994). In dieser Episode sah er den »Haupterfolg« seiner langen Gewerkschaftskarriere, der sogar den zähen Kampf gegen Kommunisten in der IG CPK in den späten 1960er- und 1970er-Jahren, das Zustande­kommen des Mitbestimmungsgesetzes von 1976, die Fusion der Chemiegewerkschaften in Ost- und Westdeutschland sowie die Fusion mit der Industriegewerkschaft Bergbau und Energie (IG BE) zur Industriegewerkschaft Bergbau, Chemie und Energie (IG BCE) im Jahre 1997 überlagert habe.26 Dass Leuna zu einem solch großen Erfolg werden konnte, war Rappe zufolge der »zwar manchmal mit Spannungen belastete[n], aber im Grunde vertrauensvolle[n] Zusammenarbeit mit der Treuhandanstalt« zu verdanken.27

Dass Rappes Narrativ, das sich zudem noch immer durch wissenschaftliche Publikationen zieht,28 im gewerkschaftlichen Treuhanddiskurs eher ein Randphänomen (aber kein Einzelfall)29 ist, mag auch daran liegen, dass es sich zugleich gut in die konservativ-liberale Erfolgserzählung vom Kampf um den Standort Deutschland einfügt, in der Rappe geradezu als Prototyp eines verantwortungsvollen Gewerkschafters erscheint, was in weiten Teilen der DGB-Gewerkschaften kaum auf Gegenliebe stoßen dürfte. So verortet Johannes Ludewig (Christlich Demokratische Union, CDU), der von 1991 bis 1995 im Bundeskanzleramt für die Koordination der neuen Bundesländer zuständig war, Rappe rückblickend in der von ihm geschmiedeten »Koalition der Verantwortung«. Die »Sicherung und Erneuerung der industriellen Chemiekerne« wäre, so Ludewig, ohne Rappes konstruktive Mitarbeit nicht zustande gekommen. Dem stellt er das Negativbeispiel der IG Metall gegenüber, bei der »von einer konsequenten Strategie mit Priorität für die Standortsicherung vor Ort keine Rede sein konnte«. Vielmehr habe die IG Metall einzig die Angleichung der Löhne im Auge gehabt, damit mittel- und langfristig aber der Tarifflucht ostdeutscher Betriebe Vorschub geleistet. Diese unterschiedlichen gewerkschaftspolitischen Strategien hätten maßgeblich dazu beigetragen, dass »kein einziger« Chemiestandort verloren gegangen sei, während die Metallindustrie im Osten Schiffbruch erlitten habe.30 Der Ökonom und Politiker der Freien Demokratischen Partei (FDP) Karl-Heinz Paqué geht sogar noch weiter und weist der IG Metall wegen ihrer vermeintlich unverantwortlichen Lohnpolitik die Schuld dafür zu, dass die Gewerkschaft in den ostdeutschen Bundesländern einen beispiellosen Machtverlust erlitten habe. Während jüngere Entwicklungen in der IG Metall eher das Gegenteil belegen,31 überhöht Paqué die »Vernunft« der ostdeutschen Betriebsräte und Unternehmer*innen, die einerseits zum Lohnverzicht bereit gewesen seien, um möglichst viele Arbeitsplätze im Osten zu halten, und andererseits die Löhne aber nicht »ins Bodenlose« hätten sinken lassen, weil stets die Gefahr der Abwanderung von Arbeitskräften in den Westen gedroht habe.32 Wie für Paqué sind auch für Ludewig interessanterweise nicht die Gewerkschaften, sondern die Betriebsräte die eigentlichen »Helden des Aufbaus Ost«.33

Die gewerkschaftlichen Bewertungen der Treuhand verdeutlichen nicht nur, wie unterschiedlich die Gewerkschaften mit den Herausforderungen der ostdeutschen Transformation umgingen, sondern deuten auch darauf hin, dass das Ende des Ost-West-Konflikts nur in Teilen der deutschen Gewerkschaften, nicht aber in der gesamten Gewerkschaftsbewegung als Bruch erinnert wird. Diese Einsicht bildet den Ausgangspunkt der vorliegenden Studie, die nach der Rolle der Treuhand für die Geschichte der deutschen Gewerkschaften nach 1989 fragt. Damit füllt die Studie eine große Lücke der jüngsten Gewerkschaftsgeschichte, die bislang kaum über die Zäsur von 1989/90 hinausgekommen ist. Zuletzt hat Mathieu Denis 2007 die Bedeutung der globalen Zäsur für die Geschichte der deutschen Gewerkschaften in einem breiteren ost-westdeutschen Kontext untersucht, kam dabei aber kaum über den bisherigen Stand der Forschung hinaus. Jedoch hat er die bislang unverbundenen und jeweils sehr einseitigen Narrative erstmals zu einem Gesamtbild integriert. Mit dem Ende des Systemwettbewerbs zwischen Kapitalismus und Sozialismus, so Denis’ Urteil, hätten die deutschen Gewerkschaften ihre in den 1980er-Jahren begonnenen Richtungsdebatten abgebrochen und sich auf die Festigung ihrer Besitzstände verlegt, was den Gewerkschaften weitreichenden Einfluss auf die innenpolitische Entwicklung des Jahres 1990 verschafft, sich langfristig aber negativ auf ihre gesellschaftspolitische Rolle in (Ost-)Deutschland ausgewirkt habe.34 Die Bedeutung der Treuhand als Arena (gewerkschafts-)politischer Aushandlungsprozesse und Katalysator für gewerkschaftliche Strategien nach 1989 hat jedoch auch Denis ausgeblendet. Auch Constantin Goschler und Marcus Böick kamen noch 2016 nicht über die eher feuilletonistische Einschätzung hinaus, dass ­»öffentliche Treuhand-Kritik gepaart mit klandestinem Pragmatismus […] für das gewerkschaftliche Agieren im öffentlichen Raum während der Treuhand-Zeit charakteristisch« gewesen sei.35

Das Vorhaben der vorliegenden Studie, diesen ebenso umkämpften wie bislang unerforschten Arkanbereich gewerkschaftlicher Politik hinsichtlich seiner Bedingungen, Praktiken und langfristigen Folgen im breiteren Kontext der Transformation (Ost-)Deutschlands und Europas sowie der Gewerkschaften seit 1989 zu untersuchen, konzentriert sich auf den DGB, die IG Metall, die IG CPK sowie in einem geringeren Umfang die DAG. Denn eine Berücksichtigung aller 16 Einzelgewerkschaften des DGB wäre kaum praktisch umsetzbar. Stattdessen lagen der Auswahl drei Überlegungen zugrunde. Erstens waren der DGB, die IG Metall, die IG CPK und die DAG durch ihre Spitzenfunktionäre nicht nur im Verwaltungsrat der Treuhand, sondern auch in anderen politischen Expertengremien vertreten, womit sie eine herausgehobene Stellung genossen, die ihnen zum Teil erheblichen Einfluss auf grundlegende wirtschafts- und sozialpolitische Entscheidungen ermöglichte. Es sind auch diese grundsätzlichen Debatten, die im Zentrum dieser Studie stehen, während branchenspezifische Aushandlungen (insbesondere die hinlänglich bekannten Verhandlungen um das mitteldeutsche Chemiedreieck) in den Schatten treten. Zweitens vertraten die IG Metall und die IG CPK zwei Kernindustrien der ostdeutschen Wirtschaft. Mit rund 2,4 Millionen Arbeitnehmer*innen vertraten beide Gewerkschaften etwa ein Drittel der ostdeutschen Beschäftigten.36 Drittens trafen mit beiden Gewerkschaften zugleich zwei unterschiedliche Richtungen innerhalb des DGB aufeinander, die sich in den Richtungsdebatten der 1980er-Jahre geradezu antagonistisch zueinander verhielten. So verstand sich die IG Metall stets als Avantgarde kapitalismuskritischer bzw. demokratisch-sozialistischer Gewerkschaftspolitik (jedoch in scharfer Abgrenzung zum Sozialismus der Deutschen Demokratischen Republik, DDR), mit der eine besonders kampfbereite und mobilisierungsfähige Basis korrespondierte. Dem gegenüber stand die IG CPK, die seit den 1970er-Jahren einen ausgesprochen unternehmerfreundlichen Kurs bzw. eine auf Konsens getrimmte Industriepolitik verfolgte, während zugleich ihre Basis nur schwer mobilisierbar war. Das lag auch an der traditionell ausgeprägten betrieblichen Sozialpartnerschaft zwischen Unternehmensleitungen und Betriebsräten in der Chemie-, Papier- und Keramikindustrie, was Letzteren wichtige Kompetenzen in Tarifverhandlungen sicherte, die Tarifmacht der Gewerkschaft damit aber begrenzte.37 Schließlich ist auch der Blick auf den DGB und die DAG wichtig. Denn zum einen wirkten sich die Richtungsdebatten zwischen den Einzelgewerkschaften auch auf die Ausrichtung des Gewerkschaftsbunds aus, zum anderen ist zu fragen, welche Rolle die eher mitgliederarme, aber von vielen DGB-Gewerkschaften als Konkurrenzorganisation gefürchtete DAG38 für den Verlauf der politischen und zwischen- wie innergewerkschaftlichen Aushandlungsprozesse spielte.



2. Das Fehlen einer übergreifenden Perspektive: Zum Forschungsstand

Die Studie setzt gleich an mehreren historiografischen Leerstellen an. Wissenschaftliche Darstellungen zur Treuhand sowie neuere Arbeiten zu den 1990er-Jahren nehmen vor allem staatliche Akteure in den Blick, während sie Gewerkschaften als politische Akteure weitgehend ausblenden.39 Dabei verschwammen die Grenzen zwischen Gewerkschaften und (Sozial-)Staat bereits in der Weimarer Republik zusehends, und spätestens seit der sozial-liberalen Koalition (1969 – 1982) waren Gewerkschaftsfunktionäre auch in Ministerämtern keine Exoten mehr.40 Selbst in der konservativ-liberalen Koalition unter Kanzler Helmut Kohl (CDU), die auch die politischen Geschicke in den Treuhandjahren bestimmte, fand sich mit Norbert Blüm (CDU) auf dem Posten des Arbeitsministers ein bekennendes IG-Metall-Mitglied, das sich vor allem in der Arbeitsmarktpolitik und in Tarifkonflikten als politische Stütze der Gewerkschaften erwies. In der Gewerkschaftshistoriografie herrscht mit Blick auf die 1990er-Jahre jedoch vorwiegend Niedergangsstimmung. Angesichts flächendeckender Deindustrialisierung, der korrespondierend rückläufigen Tarifbindung sowie des rasanten Mitgliederschwunds bezeichnete Robert Lorenz die Gewerkschaften als »Verlierer der Einheit«, Frank Deppe gestand ihnen bestenfalls »Defensiverfolge« zu, ohne jedoch nach Handlungsspielräumen und Wegen aus der Krise zu fragen.41 Andere Gewerkschaftshistoriker und Politikwissenschaftler konzentrierten sich dagegen ganz auf die »Erfolge« der Gewerkschaften bei der Demokratisierung des Ostens, sprich: beim Aufbau von Organisationsstrukturen in den ostdeutschen Ländern. »Gewerkschaftsfreie Räume«, so die einhellige These, seien dadurch vermieden worden.42 Dieses dichotome Muster von Erfolg (Demokratisierung) und Verlust (Deindustrialisierung) durchzieht auch einen neueren Sammelband zur Geschichte der Gewerkschaften im ostdeutschen Transformationsprozess, auch wenn dieser in manchen Punkten zu differenzierteren Einsichten kommt.43

Die Tendenz, einzelne gewerkschaftliche Handlungsfelder nicht als interdependent, sondern getrennt zu betrachten, hat zugleich eine lange Tradition in den Sozialwissenschaften, die den ostdeutschen Transformationsprozess bereits in den 1990er-Jahren intensiv erforscht haben und deren Ergebnisse häufig unhinterfragt in spätere historische Untersuchungen eingeflossen sind.44 Indem jene Studien Transformation vorrangig als staatliches Steuerungsprojekt begriffen, rückten sie die Gewerkschaften entweder an den Rand oder reduzierten sie auf ihre Funktion als Tarifpartei.

Arbeiten, die sich mit der Treuhand auseinandersetzten, nahmen die Gewerkschaften nur insofern wahr, als sie in deren Verwaltungsrat saßen. Insgesamt wird den Gewerkschaften dabei bescheinigt, als schwacher Bestandteil der »Außenbeziehungen« der Treuhand keinen grundlegenden Einfluss auf die Politik der Sonderbehörde erlangt zu haben. Sie hätten lediglich einige sozialpolitische Erfolge erzielt (Sozialpläne, Beschäftigungsgesellschaften), in konkreten Privatisierungsfällen aber allenfalls eine Beschleunigung der Verhandlungen erwirken können. Je nach theoretischer Verortung und Erkenntnisinteresse variieren indes die Erklärungen hierfür. So werden allgemeine ideologische Gegensätze zwischen Treuhand (schnelle Privatisierung) und Gewerkschaften (Konzentration auf die sozialen Folgen) ausgemacht,45 manche sehen in der strukturell schwachen Position der Gewerkschaften in der Treuhand auch einen Ausdruck der generellen Geringschätzung von Gewerkschaften durch die konservativ-liberale Bundesregierung,46 andere dagegen eine notwendige Bedingung für die Handlungsfähigkeit der Treuhand47 und wieder andere die Selbstzurückhaltung der westdeutschen Gewerkschaften, die ostdeutsche Interessen nur insoweit vertreten hätten, als diese die Interessen der Westmitglieder nicht tangierten.48

Als Tarifpartei erschienen die Gewerkschaften dagegen in einer starken Position. Anknüpfend an den industriesoziologischen Mainstream der 1980er-Jahre, der von der »Vermutung einer großen Stabilität« der westdeutschen Mitbestimmung ausging und Veränderungen auf diesem Feld damit kategorisch ausblendete, betonten diese Arbeiten den überwiegend erfolgreichen Transfer des westdeutschen Tarifsystems in die ostdeutschen Bundesländer.49 Dass der klassische Flächentarifvertrag in Ostdeutschland letztlich nur geringe Verbreitung fand, begründen die ­Autor*innen mit exogenen Faktoren, insbesondere mit der weitgehend klein- und mittelbetrieblichen Wirtschaftsstruktur infolge der Deindustria­lisierung nach 1990, aber auch mit dem mentalen Erbe der ostdeutschen industriellen Beziehungen, bei denen der Betrieb die zentrale (informelle) Verhandlungsebene darstellte. All dies habe neben der Verbandsflucht zahlreicher Unternehmen zur »Verbetrieblichung« der Tarifpolitik in Ostdeutschland beigetragen, was den Stellenwert der Betriebsräte gegenüber den Gewerkschaften wachsen ließ.50 Zuweilen sehen westdeutsche Gewerkschafter*innen darin auch eine Tendenz zur Entsolidarisierung unter Arbeitnehmer*innen, was Betriebsstilllegungen begünstige.51

So wichtig diese Studien für eine gegenwartsorientierte geschichtswissenschaftliche Auseinandersetzung mit der Treuhand sind, so kritisch müssen sie auch als Produkte ihrer Zeit gelesen werden. Schon die Tatsache, dass viele der Arbeiten aus der Zeit der »heißen« Transformationsjahre selbst stammen, macht diese auch zu historischen Quellen. Im Kontext der sozialwissenschaftlichen Transformationsforschung der 1990er-Jahre ging es den Autor*innen vor allem darum, den Systemtransfer von West nach Ost und damit den Weg der DDR von einer Diktatur in eine Demokratie, von einer Plan- in eine Marktwirtschaft wissenschaftlich zu begleiten, um negative Entwicklungen möglichst früh zu erkennen. Viele Forscher*innen waren in die Politikberatung eingebunden und agierten damit selbst als Akteure eines historischen Prozesses, den sie durch das von ihnen produzierte Handlungswissen mitprägten. Empi­rische Forschung und politische Interessen bedingten sich daher mehr oder weniger gegenseitig.52

In den letzten Jahren hat sich auch die Zeitgeschichtsforschung aus verschiedenen Blickwinkeln stärker mit gesellschaftlichen Transfor­mationen in der jüngsten Zeit befasst. Dabei hat sie den Begriff der Transformation nicht nur räumlich auf Europa, sondern auch zeitlich auf die Jahrzehnte von 1970 bis 2000 ausgeweitet und zugleich von seinem statischen Korsett befreit. Im letzten Drittel des 20. Jahrhunderts sei es, um mit einem der prominentesten Vertreter der zeithistorischen Transformationsforschung, Philipp Ther, zu sprechen, sowohl in West- als auch in Osteuropa zu einem »besonders tiefgreifenden, umfassenden und beschleunigten Wandel des politischen Systems« gekommen, der dem Aufstieg des Rechtspopulismus vorangegangen sei.53 Für Westeuropa werden insbesondere die wirtschaftlichen Transformationsprozesse unter dem Rubrum »nach dem Boom« bereits seit vielen Jahren erforscht.54 So ließen besonders die Ölpreiskrise von 1973 und der im selben Jahr gefasste Beschluss, das bisherige internationale System fester Wechselkurse aufzugeben, die Verwundbarkeit der westlichen Nachkriegsökonomien ins Bewusstsein der Zeitgenoss*innen treten. Rückläufiges Wachstum, Rezessionen und dauerhaft hohe Arbeitslosenzahlen sorgten seither für neue Unsicherheiten. Der Westen befand sich nunmehr selbst im dauerhaften Krisenmodus, wodurch technologische Innovationen und neo­liberale Politikkonzepte mit Erwartungsüberschüssen aufgeladen wurden, während die sozialen und kulturellen Folgen, etwa das Entstehen abgehängter Regionen, lange Zeit marginalisiert wurden. Dieser Blick auf die jüngste Zeitgeschichte hat auch der etwas angestaubten Gewerk­schaftsgeschichte neue Impulse gegeben. So hat sie ihren bislang einseitigen Fokus auf Organisationsgeschichte abgelegt und deutliche methodische Erweiterungen erfahren.55 Der Wandel der Arbeitswelt geriet dabei ebenso in den Blick wie die Themenfelder Migration und Jugend.56 Daneben stehen neuere Arbeiten, welche die Gewerkschaften als Akteure der Gestaltung der westdeutschen Demokratie und politische Akteure seit den 1960er-Jahren in den Fokus gerückt haben.57 Im Gegensatz zur älteren Gewerkschaftshistoriografie wurde dabei vor allem nach gewerkschaftlichen Handlungsspiralräumen in einer sich verändernden Gesellschaft gefragt. Jedoch überschritten all diese neueren Studien die historische Zäsur von 1989/90 kaum und blenden damit ostdeutsche Sichtweisen konsequent aus.



3. Die verhandelte »Wende«. Eine Politik- und Kulturgeschichte der Gewerkschaften seit 1990

Heute, 30 Jahre nach dem Mauerfall, scheint es paradoxerweise wieder schwieriger zu werden, differenziert über die 1990er-Jahre zu schreiben. Denn unlängst hat die eingangs skizzierte öffentliche Debatte über die mentalen Folgen von Transformation und Treuhandpolitik auch die Wissenschaft erreicht. So erscheinen zunehmend Streitschriften auch aus der Feder von Historikern, Politikwissenschaftlern, Soziologinnen, Philosophen und Ökonomen, in denen sich jener Deutungskampf fortsetzt. Die wohl am meisten diskutierte Studie stammt vom Historiker Ilko-Sascha Kowalczuk, der die Wiedervereinigung aus einer dezidiert ostdeutschen Perspektive als »Übernahme« beschreibt.58 Noch weiter ging die ostdeutsche Soziologin Yana Milev, die sogar alte Kolonialismusvergleiche wieder aufleben lässt.59

Die Gegenseite kontert mit altbekannten Erfolgsgeschichten des Westens und erklärt die jüngsten Verwerfungen im Osten mit dem auto­ritären Erbe der DDR. Dass sich manch ein*e Vertreter*in dieses Narrativs heute sogar zu wissenschaftspolitischen Interventionen aufgerufen sieht, zeigen zwei jüngere Darstellungen von Klaus Schroeder sowie von Richard Schröder und Karl-Heinz Paqué. So empfiehlt Schroeder Nachwuchswissenschaftler*innen mit dem erhobenen Zeigefinger, nicht den »weichgespülten Erinnerungen vieler Ostdeutscher« auf den Leim zu gehen,60 während Paqué und Schröder sogar grundsätzliche Zweifel an einer historischen Aufarbeitung hegen. Nach ihrer Auffassung bliebe »nur ein volkswirtschaftlicher Weg, die Leistung der Privatisierung zu bewerten«, während eine historische Analyse es schwer habe, »die damaligen Marktverhältnisse und technologischen Möglichkeiten im Nachhinein korrekt ein[zu]schätzen«.61 Dass es bereits vor Jahren einmal differenziertere historische Blicke auf die 1990er-Jahre gab, auch wenn diese nicht auf einer umfassenden Quellenauswertung beruhten und aus einer dezidiert westdeutschen Perspektive argumentierten, wirkt vor dem Hintergrund der aktuell polarisierten Debatte fast schon seltsam.62

Insgesamt, so lässt sich aus dieser Tour d’Horizon durch die Forschung lernen, kann eine Erkundung der 1990er-Jahre im Lichte aktueller gesellschaftlicher Verwerfungen erhellend sein und sollte unbedingt weiterverfolgt werden, ohne jedoch neue Teleologien zu produzieren, die stringent auf eine bloße Erfolgs- oder »Übernahme«-Geschichte hinauslaufen. Damit steht die Zeitgeschichte vor der Herausforderung, Konzepte zur Beschreibung der 1990er-Jahre zu entwickeln, die die prinzipielle Offenheit der historischen Situation angemessen berücksichtigen. Vielversprechend erscheint hierbei der zuletzt von Michael Schwartz umrissene Begriff der Transformationsgesellschaft, der »Transformationen in Ostdeutschland (und Osteuropa) mit globalen Transformationsprozessen zusammenzudenken« beansprucht, »die westliche und östliche Gesellschaften gleichermaßen verändert haben«, und dabei Struktur- und Erfahrungsgeschichte verknüpft.63

Vor dem Hintergrund dieser Überlegungen soll in diesem Buch nach den Handlungsstrategien der Gewerkschaften gegenüber und in der Treuhand, parallelen innerverbandlichen Aushandlungsprozessen und der Bedeutung der verhandelten »Wende« für die politische Kultur der Berliner Republik insgesamt gefragt werden. Die Wiedervereinigung und alle mit ihr verbundenen politischen Probleme, so der Ausgangspunkt der Untersuchung, bedeuteten nicht nur für ost-, sondern auch für westdeutsche Akteure eine Kontingenzerfahrung, welche Hoffnungen und Ängste beförderte und die Frage nach der »richtigen« Form der Kontingenzbe­wältigung aufs Tableau hob. Dabei wirken jeweils auch unterschiedliche Erfahrungsräume und mit ihnen verknüpfte Erwartungshorizonte nach. So stritten die westdeutschen Gewerkschaften bereits seit den 1970er-Jahren darüber, wie man der Herausforderung des Niedergangs ganzer Industriebranchen, der Entwertung traditioneller industriegesellschaftlicher Erfahrungsräume und der heraufziehenden »Dienstleistungsgesellschaft« mit ihren »neoliberalen« Werten und neuen Ungleichheiten begegnen sollte.64 Die postsozialistische Transformation Ostdeutschlands wurde jedoch nicht schlicht zu einem Teilprozess dieser längerfristigen Transformation (wie auch immer man diese begrifflich fassen möchte). Denn der Niedergang des Sozialismus verengte für die Gewerkschaften nicht nur Handlungsspielräume, vielmehr eröffnete die beispiellose Herausforderung der ostdeutschen Transformation auch Räume für alte und neue gewerkschaftliche Handlungsstrategien, die mitunter konkurrierten, aber auch Neues hervorbrachten.

Aus gewerkschaftlicher Sicht war die Treuhand, die im Zentrum des ostdeutschen Transformationsprojekts stand, aber nicht einfach nur ein Spiegelbild des um sich greifenden »neoliberalen« Zeitgeistes, auch wenn diese Sichtweise die heutige gewerkschaftliche Erinnerungslandschaft zu dominieren scheint. Vielmehr bildete sich in der Behörde auch die Tradition des »Modells Deutschland« ab, das sich seit Mitte der 1970er-Jahre als Begriff und Handlungskonzept in den Ideenhaushalt der westdeutschen Krisenbewältigungskultur eingeschrieben hatte, in seinen Urspüngen aber bis in die 1920er-Jahre zurückreicht und die Gewerkschaften als handelnde Akteure einschloss. Geprägt vom sozialdemokratischen Bundeskanzler Helmut Schmidt im Bundestagswahlkampf 1976, stellte die Metapher eine begriffliche Reaktion auf den »Shock of the Global« dar, der sich nicht nur in den USA, sondern auch in Westeuropa in gebremsten bis rückläufigen Wachstumsraten, ansteigenden Arbeitslosenzahlen, Migrationsdruck und korrespondierenden Transformationen in der Arbeitswelt bemerkbar machte.65 Dem setzte Schmidt die stabilisierende Krisenbewältigungskraft des über Jahrzehnte hinweg eingeübten nationalen Dialogs zwischen Politik, Wirtschaft und Gewerkschaften entgegen.66 Das »Modell Deutschland« konstituierte seither einen wichtigen Baustein der westdeutschen politischen Kultur des Entscheidens.67 Die Krise der fordistischen Gesellschaft seit den 1960er- und 1970er-Jahren verlieh ihm eine besondere Relevanz. So konnten die Gewerkschaften ihren Einfluss auf wirtschafts- und sozialpolitische Weichenstellungen weiterhin geltend machen, während das »lang gültige gewerkschaftliche Fortschrittsparadigma […] an Überzeugungskraft« verlor.68 Alte Leit­industrien befanden sich auf dem Rückzug, neue Managementkonzepte aus den USA drangen in Traditionsunternehmen ein und drohten, diese aus ihren nationalen Bindungen zu lösen, zu denen auch die gewerkschaftliche Mitbestimmung zählte. Zudem entstanden neue, aber auch vermehrt prekäre Arbeitswelten im Dienstleistungsbereich. Die Globalisierung als neues politisches Deutungsmuster gewann zunehmend an Dominanz, beförderte Hoffnungen sowie Ängste und gab vor allem dem Projekt der Europäisierung einen neuen Schub, an dem die Gewerkschaften bislang kaum partizipiert hatten.69 Umso schwerer wog, dass die Unterstützung des Projekts des europäischen Binnenmarkts, vornehmlich durch die konservativen Parteien Europas, mit einem Bedeutungszuwachs »neoliberaler« Politikansätze einherging, die den nationalen Sozialstaat infrage stellten. Die seit 1982/83 amtierende konservativ-liberale Bundesregierung unter Helmut Kohl (CDU) bedeutete vor diesem Hintergrund eine besondere politische Herausforderung für die Gewerkschaften. Gleichwohl stellte auch sie das »Modell Deutschland« nicht infrage, ja knüpfte vielmehr daran an.

Die Treuhand festigte das Handlungsmuster des »Modells Deutschland« noch einmal merklich. Schon vor der Wiedervereinigung am 3. Oktober 1990 gelang es den Gewerkschaften, Sitz und Stimme im Verwaltungsrat der Behörde zu erlangen. Darüber hinaus waren sie in weitere trilaterale Gesprächsformate eingebunden – dazu zählten die vierteljährlichen Gesprächsrunden des Bundeskanzlers mit Vertretern von Wirtschaft und Gewerkschaften und die sogenannte Ludewig-Runde im Bundeskanzleramt. Damit waren die Gewerkschaften in den frühen 1990er-Jahren – quantitativ betrachtet – sogar stärker in das politische Geschehen involviert als in den 1980er-Jahren. Zugleich korrespondierte mit dem Bedeutungszuwachs von »hidden politics« in der ostdeutschen Transformationskrise ein wachsendes Bedürfnis nach orientierungsstiftender »public politics«, was auf die hohe Bedeutung der Medien verweist, die es als »vierte Gewalt« in die Untersuchung einzubeziehen gilt. Dabei werden »hidden« und »public politics« nicht als zwei getrennte, sondern als aufeinander bezogene Sphären von Politik begriffen. Zuweilen wurden Medienvertreter*innen sogar bewusst in Hintergrund­ge­spräche eingebunden.

Vor diesem Hintergrund ist auch die These des Gewerkschaftsforschers Wolfgang Schroeder, dass die »vielfältigen Transformationen in Gesellschaft, Wirtschaft und Politik seit der Zeitenwende 1989/90 […] das Verhältnis zwischen Staat und Gewerkschaften im vereinten Deutschland substanziell verändert« hätten, zu hinterfragen.70 Die Frage, inwiefern 1989/90 für die deutschen Gewerkschaften tatsächlich einen kritischen Punkt markierte, verlangt damit nach einem differenzierteren Blick auf Aushandlungsprozesse zwischen Gewerkschaften und Treuhand, aber auch zwischen und innerhalb von Gewerkschaften, den diese Studie erstmals wagt. Das schließt auch die ostdeutschen Gewerkschaftsmitglieder als Akteure ein. Denn deren Aufnahme bedeutete noch lange nicht, dass sie auch in sozialer und kultureller Hinsicht sofort Teil und damit gleichwertige Akteure der Gewerkschaften wurden. Vielmehr muss die Frage ergebnisoffen gestellt werden, wie westdeutsche Gewerkschaften mit den neuen Mitgliedern umgingen und welche Einflussmöglichkeiten sie ihnen zugestanden. Oftmals wurden die ostdeutschen Neumitglieder – anknüpfend an ältere Stereotypen aus der Zeit des Kalten Krieges und damit im Modus des Otherings – als »Fremde« wahrgenommen, die erst einmal integriert werden mussten, bevor sie den langjährigen westdeutschen Mitgliedern ebenbürtig waren. Damit wurde ihnen zugleich abgesprochen, eine eigene qualifizierte Meinung vertreten zu dürfen, die sich in der Konsequenz dann weniger in gewerkschafts­internen Debatten, sondern vielmehr in betrieblichen Protesten äußerte. Vor diesem Hintergrund wirft die vorliegende Studie auch einen Blick darauf, wie die gewerkschaftlichen Integrationsprozesse verliefen und reflektiert wurden, aber auch, wie die neuen Mitglieder sich die Gewerkschaften aneigneten und diese zu gestalten versuchten.

Die Kategorien Ost und West werden in dieser Studie dabei nicht deskriptiv verwendet, sondern als sozial konstruierte und damit relationale wie dynamische Raumkategorien begriffen, in denen sich soziale, kulturelle und politische Ordnungen spiegeln.71 Stereotypen über den Osten, wie sie im Westen bereits vor 1989 wirkmächtig waren, wurden nach 1989 nicht einfach reaktiviert, sondern vielmehr aktualisiert. Die Gewerkschaften waren hiervon nicht ausgenommen. So war der Westen selbst integraler Bestandteil des »Modells Deutschland«. Für Helmut Schmidt zeichnete sich dieses gerade durch seine spezifische Balance zwischen »innergesellschaftlicher Solidarität« und »wirklicher Freiheit für den einzelnen Menschen« aus. Das »Modell Deutschland« war in den Augen seiner Akteure zudem ein wichtiger Motor der Anerkennung der Bundesrepublik nach dem Zweiten Weltkrieg als gleichberechtigter Teil der westlich-liberalen Nachkriegsordnung Europas.72 Zugleich übten sich auch die Gewerkschaften in Abgrenzung vom Osten. Die »Normalisierung« der Beziehungen zwischen beiden deutschen Staaten nach dem Grundlagenvertrag von 1972/73 und die damit einhergehende Zunahme unmittelbarer Kontakte trugen wesentlich dazu bei, dass Ost-West-Unterschiede bald ältere nationale Zusammengehörigkeitsgefühle überdeckten, was durch die intensivierte Pflege des gemeinsamen historischen Erbes dies- und jenseits des Eisernen Vorhangs in den 1980er-Jahren nur bedingt aufgewogen werden konnte. Das aber konnte auch nicht verhindern, dass sich Bilder vom durchherrschten und apathischen Osten bis in die westdeutschen Gewerkschaften hinein verfestigten.73

Kollektiv geteilte Bilder wie diese, die nicht zuletzt durch politikwissenschaftliche Forschungen74 und journalistische Berichte75 in die breitere Öffentlichkeit getragen wurden, erzeugten bei vielen Westdeutschen 1989/90 einen Erwartungsüberschuss hinsichtlich der Integrationswilligkeit der Ostdeutschen, die sich die Freiheit und damit die Wiedervereinigung allerdings selbst erkämpft hatten. Dem folgte die große Ernüchterung, die nicht nur Interventionen westdeutscher Intellektueller nach sich zog, sondern auch ostdeutsche Stimmen zunehmend (jedoch oft als deviante Positionen) sichtbar machte. Dazu zählten nicht nur ehemalige Bürgerrechtler*innen und die Nachfolgepartei der Sozialistischen Einheitspartei Deutschlands (SED), PDS, die sich besonders in den Treuhandjahren als »Anwälte der Ostdeutschen« gerierten, sondern später auch Selbstermächtigungen wie die »Dritte Generation Ost« der von 1975 bis 1985 in der DDR Geborenen, die sich mit ihrem Generations- und Transformationswissen als Träger*innen eines »breiteren Erfahrungsschatz[es]« und damit Mittler*innen zwischen Ost und West begreifen. Daraus leiten sie zugleich die Forderung nach grundlegenden gesellschaftspolitischen Reformen der vermeintlich im Untergang begriffenen »alten BRD« ab.76 Damit verbunden ist auch die anhaltende Konjunktur der sogenannten Wenderomane, die als Erinnerungsträger von Transformationserfahrungen fungieren und von manchen Literaturwissenschaftler*innen schon als eigene Kategorie angesehen werden.77 Gleichwohl erzeugen diese Selbstermächtigungen auch im Osten Widerstände bzw. legen soziale Konflikte und Binnendifferenzierungen innerhalb des Ostens offen.78 Dabei sollte nicht vorschnell geschlossen werden, dass die Identifikation mit dem Osten in Abgrenzung zum Westen erst nach 1990 »erfunden« worden sei, wie immer wieder argumentiert wird.79 Bilder vom Westen, die eine Bestimmung des »Eigenen« in der DDR ermöglichten, gab es auch jenseits des Eisernen Vorhangs bereits vor 1989, ohne dass daraus eine »Freundschaft« mit der Sowjetunion entstand (wohl aber eine partielle Nähe zum »großen Bruder«). So war der Westen den meisten Bürger*innen der DDR einerseits durch die offizielle Propaganda der SED gegen den Kapitalismus, Liberalismus und Imperialismus des »Klassengegners«, andererseits aber auch durch familiäre Kontakte, Westfernsehen und Konsumpraktiken zugänglich. Dadurch festigte sich ein ambivalentes Bild vom Westen zwischen Sehnsuchtsort und Manchestertum, das ostdeutsches Erfahrungswissen in den 1990er-Jahren mitprägte.80

Einstige Propagandanarrative wie das vom westdeutschen Manchesterkapitalismus verloren in den Augen vieler ostdeutscher Arbeiter*innen im Zuge des Mauerfalls aber zunächst an Relevanz. Ging es nach ihnen, dann sollten die SED, ihre Träger*innen und Narrative so schnell wie möglich aus der Industrie verschwinden, stattdessen sollte der Kapitalismus den Betrieben zu technischem Fortschritt und der ostdeutschen »Arbeitsgesellschaft« zu neuem Glanz verhelfen. Diese Erwartungshaltungen wurden schnell enttäuscht, was der einstigen Propagandaformel vom Manchesterkapitalismus nun im alltäglichen Erfahrungsraum zu neuer Aktualität verhalf. Wie verhielten sich die ost- und westdeutschen Gewerkschaften zu solchen Entwicklungen und diskursiven Rahmungen? Gelang es vor allem den westdeutschen Gewerkschaften, die Erwartungshaltungen vieler Ostdeutscher diskursiv zu korrigieren? Oder anders gefragt: Ermöglichten sie es ihren Neumitgliedern, »das Profil ihrer Wahrnehmungs- und Handlungsweisen […] in und durch gesellschaftliche Beziehungen«81 zu formen? Die Ausgangsbedingungen hierfür waren gut. Rund die Hälfte der Arbeitnehmer*innen trat 1990/91 in die sich in den ostdeutschen Bundesländern etablierenden Gewerkschaften ein. Dabei brachten sie freilich ein anderes, betriebszentriertes Gewerkschaftsverständnis mit, das mit dem westdeutschen kooperativen Dualismus von Gewerkschaften und Betriebsräten nur bedingt kompatibel war. Die Staatsgewerkschaft Freier Deutscher Gewerkschaftsbund (FDGB), die in der DDR keine Gegner hatte, sondern vornehmlich als Transmissionsriemen der »großen Politik« im Kleinen wirkte, wollten die ostdeutschen Arbeiter*innen keineswegs zurück. Jedoch gehörten für sie Gewerkschaften als Ansprechpartnerinnen bei der Verteilung von Wohnraum, Ferienplätzen, bei Arbeitsrechtskonflikten und als Organisatorinnen kultureller Angebote zur betrieblichen Ordnung und damit zur örtlich dichten sozialen und Versorgungsinfrastruktur dazu.82 Und diese lokalen Betreuungsfunktionen wollten sie auch im neuen System nicht missen.

Es war auch das betriebliche Umfeld, aus dem heraus ostdeutsche Belegschaftsvertreter*innen im Umfeld des Mauerfalls ihre (neue) Legiti­mation als unabhängige, aber bodenständige Repräsentant*innen bezogen. Dabei knüpften sie an ein weiteres Erbe der Gewerkschaftskultur der DDR an, in der diese in der Theorie als politische Interessenvertretungen analog zu den politischen Parteien fungierten, während die Belegschaftsvertreter*innen in der Praxis der »partizipativen Diktatur« der DDR83 mit ihren Stimmen kaum über den betrieblichen Kontext hinausgekommen waren. Das Verständnis von Gewerkschaften als politische Interessenvertretung der »Arbeiterklasse« erfuhr durch die friedliche Revolution und die Herausforderungen der Transformation sogar eine Aufwertung und Aktualisierung, womit sich der Übergang von der Diktatur zur Demokratie für viele der späteren Betriebsräte der ersten Stunde nicht abrupt, sondern vielmehr als Erweiterung bisheriger Partizipationsräume mit neuen Handlungschancen, aber auch Enttäuschungen vollzog.

Gleichwohl gelang es den Gewerkschaften, gegenüber der Treuhand nicht nur Verhandlungserfolge für ihre jeweiligen Branchen zu erzielen, auch auf dem Feld der Arbeitsmarkt- und Sozialpolitik setzten sie zugunsten ihrer Neumitglieder kostspielige Forderungen durch. Vielerorts aber blieben diese Erfolge unsichtbar, weit hinter den Erwartungen zurück oder erzeugten gänzlich andere Wahrnehmungen. Zudem begrenzte die Treuhand den Handlungsspielraum regional und lokal agierender Gewerkschafter*innen, da sie zugleich massiv in die strukturpolitischen Kompetenzen der selbst noch im Aufbau befindlichen und finanziell vom Bund abhängigen neuen Bundesländer eingriff, womit den Gewerkschaften in den Regionen vergleichsweise schwache staatliche Verhandlungspartner gegenüberstanden.84 Insofern waren die Gewerkschaften vor Ort in hohem Maße vom Agieren ihrer Vorstände gegenüber der Treuhand abhängig, was den innergewerkschaftlichen Kommunikationsbedarf auch in diese Richtung erhöhte. Wie sich der Alltag der ostdeutschen Gewerkschaftsbüros85 mit ihrer eigentümlichen »Mischung aus ›Wossis‹, ›alten FDGB-Kadern‹ und nach der Wende neu engagierten, ›unbelasteten‹ GewerkschafterInnen«86 aber gestaltete und wie die Gewerkschaften vor Ort mit dem gewaltigen Protestpotenzial, das sich in den Betrieben in Reaktion auf die tiefgreifenden sozioökonomischen Umbrüche zusammenbraute, umgingen, ist bislang nicht untersucht worden.

Dabei ist der Entstehungskontext der heute vielfach vergessenen Belegschaftsproteste in Ostdeutschland in den Treuhandjahren keineswegs nur auf die Privatisierungspolitik zurückzuführen, sondern auch auf das Revolutionsjahr 1989, was in der aktuellen, auf die Treuhand fokussierten Diskussion jedoch kaum präsent ist.87 Allein von August 1989 bis ­April 1990 wurden von den DDR-Behörden 206 Streiks und zwölf Betriebsbesetzungen gezählt.88 Eine (keineswegs erschöpfende) Zeitungsanalyse von 1998 kam für die Jahre von 1989 bis 1993 auf insgesamt 1254 Proteste, davon 107 Streiks (ohne den Begriff näher zu bestimmen).89 Dass Gewerkschafter*innen vor Ort angesichts dieser Dimensionen von Protest passiv blieben und zusahen, ist unwahrscheinlich. Der Verweis Grzegorz Ekierts und Jan Kubiks darauf, dass nur 16,5 Prozent dieser Proteste gewerkschaftlich organisiert waren, spiegelt lediglich die formale Dimension des Geschehens wider. Angesichts dieser Dimensionen, die auch von anderen quantifizierend angelegten Proteststudien bestätigt werden,90 verwundert es, dass die jüngere Protestgeschichte die ostdeutschen Belegschaftsproteste immer noch ausgeblendet.91 Lutz Raphael sprach mit Blick auf die Arbeitswelt in Europa irritierenderweise sogar von einer »relative[n] Ereignislosigkeit der 1990er Jahre«.92 Die ostdeutschen Belegschaftsproteste sind dagegen bislang nur über die Binnenperspektiven der Gewerkschaften sowie der Protestakteure und ihrer Unterstützer*innen zu erschließen.93 Jedoch zeigen erste historische Tiefenbohrungen, dass die Aktivitäten nicht unbedingt von einer entschiedenen Anti-Treuhand-Haltung geprägt waren, sondern zwischen Konflikt und Kooperation changierten und damit Teil politischer Aushandlungsprozesse waren, die sich aber nicht ohne Weiteres in die Kultur des »Modells Deutschland« fügten.94

Das Defizit an empirisch gesichertem Wissen über die betrieblichen Proteste im Osten hat freilich auch zu einseitigen Interpretationen geführt. So benannte der ostdeutsche Wirtschaftshistoriker Jörg Roesler, einer der schärfsten Kritiker der Treuhand, als Ursache für das vermeintliche Scheitern der Proteste (da sie die Treuhand nicht zu stoppen vermochten) die »neoliberale Offensive der Regierung Kohl«, in deren Tradition er die Treuhand sieht. Das Fehlen von demokratischen Möglichkeiten, auf die Treuhandpolitik einzuwirken, habe zur Folge gehabt, dass der »Streik für Betroffene in der Regel die einzige Möglichkeit [war], auf ihre Probleme aufmerksam zu machen bzw. zu versuchen, auf Privatisierungsverfahren Einfluss zu nehmen«. Das Fehlen demokratischer Alternativen sei zugleich eine wesentliche Ursache für den Erfolg der AfD in den ostdeutschen Ländern.95 Ein Bericht des Deutschlandfunks von 2019 bezeichnete zuletzt sogar den Hungerstreik von Bischofferode 1993 als »Vorläufer« der gegenwärtigen »Wut auf den ostdeutschen Straßen« und stellte damit noch expliziter als Roesler eine direkte Traditionslinie zwischen den Treuhandprotesten der frühen 1990er-Jahre und dem aktuellen Zulauf zu populistischen Kräften her.96

Ohne diese teleologischen Einseitigkeiten aufzugreifen, wird in diesem Buch die Frage gestellt, wie die Protestakteure zu den Gewerkschaften standen und wie die Gewerkschaften mit diesem Protestpotenzial umgingen. Dies untersucht die Studie schwerpunktmäßig anhand der im Februar 1992 gegründeten ostdeutschen Betriebsräteinitiative. Diese war nicht nur zeitgenössisch die medial sichtbarste Gegenbewegung zur Treuhand, sondern hob auch das Verhältnis von Gewerkschaften und Betriebsräten auf die Agenda, was die Initiative für die vorliegende Untersuchung besonders interessant macht. In Anknüpfung an die jüngere Protestgeschichtsschreibung werden die Protestierenden dabei als Akteure in einem demokratischen Handlungsraum begriffen.97 Beleuchtet wird das Verhältnis der Betriebsräte zu den Gewerkschaften, aber auch zu anderen (zumeist linken) Basisgruppen, politischen Akteuren und der Medienöffentlichkeit entlang der Frage nach Legitimations- und Delegitimierungsstrategien. Untersucht wird, welche Handlungsoptionen sich durch Protest eröffneten, aber auch welche Handlungszwänge dieser erzeugte. Besondere Beachtung kommt dabei auch der internen Organisation und Willensbildung von Protestgruppen zu – also dem institutionellen Setting und den Artikulationsräumen, in denen Ängste, Hoffnungen und Erwartungen der Protestakteure politisch kanalisiert und verhandelt wurden. Es ist gerade diese Dimension, die in der historischen Protestforschung noch zu wenig Aufmerksamkeit erhält, deren Bedeutung für den Erfolg von Protest aber nicht unterschätzt werden sollte.98 Das gilt umso mehr für die ostdeutsche Betriebsräteinitiative, die im Gegensatz zu den (in der jüngeren Protestgeschichte weitaus stärker im Fokus stehenden) »alten« und »neuen« sozialen Bewegungen keinen langfristigen gesellschaftlichen Wandel bewirken konnte, in weiten Teilen aber auch nicht wollte. Das bedeutet aber nicht, dass sie keinem eigenen Mindset folgte. Dennoch wirft gerade die soziale Heterogenität der Betriebsräteinitiative, die eben nicht nur von Betriebsräten getragen wurde, die Frage nach den Bedingungsfaktoren auf, die den längerfristigen Zusammenhalt und ein gemeinsames Selbstverständnis ermöglichten. Wichtig für die (In-)Stabilität der Protestcommunity ist dabei vor allem die individuelle Bereitschaft der Mitglieder, sich dauerhaft an die Bewegung zu binden und gegebenenfalls Schlüsselfunktionen einzunehmen, was wiederum auf biografisch-narrative Dimensionen und mit ihnen verwobene soziale Ordnungen verweist. Ob Schlüsselfiguren als solche sozial anerkannt werden, hängt somit vor allem von der wahrgenommenen »Authentizität« ihres Engagements ab, das nach einer heroischen Erzählung verlangt.99

Damit ist das Koordinatensystem der vorliegenden Studie umrissen. Einige der adressierten Fragen werden sicherlich nicht in der gebührenden Ausführlichkeit analysiert werden können. Dies ist aber auch nicht beabsichtigt. Vielmehr versteht sich das Buch als erster Versuch einer historischen Einordnung, durch die neue Forschungsfragen angeregt werden sollen. Eine umfassende Tiefenbohrung ist auch deshalb nicht zu erwarten, da dieses Buch in einer Zeit entstanden ist, in der mit der Erschließung relevanter Quellenbestände erst begonnen wurde. Das gilt besonders für die Überlieferungen im Bundesarchiv, das heißt der Treuhand (immerhin 45 Kilometer Schriftgut)100 und der relevanten Bundesministerien (Finanz-, Wirtschafts-, Arbeits- und Sozialministerium, Bundeskanzleramt), zu deren Benutzung zum Teil zeitaufwendige Genehmigungsverfahren notwendig waren. Umfänglich zugänglich waren dagegen die Akten der Landesregierungen und -verwaltungen Thüringens und Brandenburgs, die wegen des guten Quellenzugangs exemplarisch ausgewählt wurden. Genau ausgewertet wurden die Akten des DGB, der IG Metall, der IG CPK und der DAG im Archiv der sozialen Demokratie, Bonn, sowie im Archiv für soziale Bewegungen Bochum, die unbeschränkt offenstanden. Der erfreuliche Befund zur archivalischen Überlieferung der Gewerkschaften bezieht sich aber nur auf die zentrale Ebene der Vorstände. Regionale und lokale Gewerkschaftsakten sind für die Zeit nach 1990 lediglich für den DGB-Landesbezirk Berlin-Brandenburg zugänglich und erschlossen, während weiteres regionales Archivgut vermutlich noch in Kellern etlicher Gewerkschaftsbüros lagert oder möglicherweise schon im Reißwolf gelandet ist.

Auch ostdeutsche bzw. DDR-Aktenbestände wurden in größerem Umfang berücksichtigt. Umfangreiche Recherchen wurden im Bundesarchiv Berlin-Lichterfelde, vor allem in den Akten der DDR-Ministerien und des FDGB, durchgeführt. Dazu kommt ein bislang kaum beachteter Bestand zur ostdeutschen Betriebsräteinitiative, der im Archiv der Robert-Havemann-Gesellschaft, Berlin, lagert. Dem Archiv übergeben wurde er vom Soziologen und Journalisten Martin Jander, der die Initiative seinerzeit wissenschaftlich begleitete, an allen Sitzungen teilnahm, diese zum Teil handschriftlich mitzeichnete und weiteres Archivgut zusammengetragen hat. Der Bestand erlaubt tiefe Einblicke in die inneren Strukturen und Diskurse sowie die Organisations- und Protestpraktiken der Initiative und ergänzt damit in hervorragender Weise einen von Bernd Gehrke 2017 herausgegebenen Dokumentenband.101

Um die Überlieferungslücken in den Aktenbeständen, insbesondere mit Blick auf gewerkschaftliche Handlungsräume unterhalb der Vorstände, zu kompensieren, wurden ergänzend Interviews herangezogen, die zum Teil bereits archiviert bzw. publiziert sind und zum Teil vom Autor dieser Studie selbst geführt wurden. Zu Ersteren zählen Interviews mit Gewerkschaftsfunktionären, die im Verwaltungsrat der Treuhand vertreten waren. Die Audiodateien und Transkripte der 2012/13 geführten Gespräche, die im Rahmen eines von der Hans-Böckler-Stiftung geförderten Zeitzeug*innenprojekts entstanden sind, befinden sich im Archiv der sozialen Demokratie, Bonn.102 Eigene Interviews führte der Autor dieser Studie mit Dieter Scholz, damals Leiter des Berliner Verbindungsbüros der IG Metall zur Treuhand, mit Werner Milert, einst Leiter des Verbindungsbüros des DGB in Berlin, und Hanjo Lucassen, Vorsitzender des DGB-Landesbezirks Sachsen von 1990 bis 2010. Dazu kommt ein weiteres Interview mit Peter Gemählich, der das Treuhanddirektorat Arbeitsmarkt und Soziales geleitet und eng mit den Gewerkschaften zusammenge­arbeitet hat. Jenen, die bereit waren, ihre Erfahrungen zu schildern, gilt mein besonderer Dank! Ohne sie ginge vieles Erinnernswertes verloren.
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I. »Modell Deutschland«. Strukturwandel und Krisenbewältigung in Westdeutschland


1. Soziale Marktwirtschaft, soziale Demokratie und Mitbestimmung

Das Handeln der Gewerkschaften im ostdeutschen Transformationsprozess folgte einem Muster, das nicht erst in den 1970er-Jahren aufkam, wohl aber zu dieser Zeit erstmals begrifflich in die Formel vom »Modell Deutschland« gegossen wurde. Verstanden wird darunter ganz allgemein »die spezifisch deutsche Balance von Markt und Staat in den Traditionen deutscher Sozialstaatlichkeit und Mitbestimmung«.1 In der sozialwissenschaftlichen Forschung gilt der Umbruch 1989/90 als Beginn einer tiefgreifenden Krise in der Geschichte dieser spezifischen Form des bundesdeutschen Korporatismus, der sich als gewerkschaftliche Alternative zum Klassenkampf bereits in den krisengeschüttelten 1920er-Jahren konstituierte. Globalisierung, Europäisierung und die Transformation der ostdeutschen Wirtschaft hätten sich mit dem Ende des Kalten Krieges zu einem Handlungsrahmen verdichtet, in den die langwierige Konsenssuche zwischen den nationalen Akteuren (Staat, Wirtschaft und Gewerkschaftern) nicht mehr hineinzupassen schien.2 Krisendiagnosen wie diese offenbaren jedoch das Dilemma der sozialwissenschaftlichen Gewerkschaftsforschung, in der sich oft »empirische Beobachtungen mit politischen Erwartungen und Befürchtungen« verknüpfen.3 Dabei zeichnete die sozialwissenschaftliche Forschung stets ein starres (normatives) Bild vom Korporatismus. Aus historischer Sicht ist dagegen die verblüf fende Krisenresistenz und gleichzeitige Wandlungsfähigkeit des Korporatismus in den Blick zu nehmen. Wie und unter welchen Bedingungen veränderte sich das Verhältnis von Staat, Wirtschaft und Gewerkschaften nach 1945, wie veränderten sich Inhalte und Formen der Kooperation und wie wirkte sich der Korporatismus auf Gewerkschaftskulturen und innerverbandliche Diskurse aus? Diese Fragen stehen im Zentrum dieses Kapitels, das einen wesentlichen Teil der Vorgeschichte der Treuhand beleuchtet.

Die Geschichte des »Modells Deutschland« beginnt nicht auf dem Reißbrett politischer Strategen. Vielmehr resultierte es aus einem rasanten Bedeutungszuwachs von Gewerkschaften und Arbeiterparteien in Westdeutschland (und Westeuropa) nach der Katastrophe des Zweiten Weltkriegs, welche die Verbreitung des vom US-amerikanischen »New Deal« beeinflussten Ordnungsmodells der »sozialen Demokratie« auf dem europäischen Kontinent beförderte. Wirtschaftswachstum und Vollbeschäftigung sollten sich, so die Zielvorstellung, künftig gegenseitig bedingen und galten als Bedingung für stabile demokratische Verhältnisse. Das rechtfertigte auch ein Mehr an staatlicher Steuerung und den Ausbau des Sozialstaats.4 Doch bevor dieses Ordnungsmodell um die Mitte der 1960er-Jahre auch der Sozialdemokratie zum Durchbruch verhalf, brachte der seit 1947 heraufziehende Kalte Krieg zunächst konservative Parteien an die Macht, die vor allem den Kampf gegen den sowjetischen Kommunismus zur Staatsräson erklärten.5 Dennoch lässt sich das »sozialdemokratische Jahrzehnt« der 1960er- und 1970er-Jahre6 nicht von den »konservativen« 1950er-Jahren trennen. Vielmehr führte der rasche Wiederaufbau der Wirtschaft besonders in der jungen Bundesrepublik schnell zu hohen Wachstumsraten und materiellem Wohlstand. Dies verhalf wiederum der Konsum- sowie der »nivellierten Mittelstandsgesellschaft« (Helmut Schelsky) zum Durchbruch und brachte partielle kulturelle Liberalisierungen mit sich.7

In diese Zeit fällt auch die Integration der Gewerkschaften in die demokratische Kultur Westdeutschlands. Von Beginn an verstanden diese sich als Akteure des demokratischen Aufbaus. Ihren Auftrag sahen sie insbesondere darin, Auswüchse des Kapitalismus, die nicht zuletzt auch den Nationalsozialismus befördert hatten, künftig durch eine demokratische Kontrolle der Wirtschaft zu verhindern. Stützen konnten sie sich dabei auf ältere, in den 1920er-Jahren wurzelnde Vorstellungen einer »Wirtschaftsdemokratie«.8 Gleichwohl zogen sie aus den Erfahrungen der Zersplitterung der Arbeiterbewegung in der Weimarer Republik und der Zerschlagung der Gewerkschaften im Nationalsozialismus auch Lehren für die eigene Organisation. So ging die Neustrukturierung der Gewerkschaften als politisch neutrale und autonome Branchen- und Industriegewerkschaften unter dem Dach des DGB mit einer Entmachtung regionaler Verbände und der Betriebsräte einher.9 Zugleich sollte der Gewerkschaftseinfluss in den Betrieben erhöht werden, womit der DGB in ein Terrain vordrang, das seit der Weimarer Republik von gewerkschaftsunabhängigen Betriebsräten besetzt war. Unterstützung fanden die Gewerkschaftsvorstände bei den Westalliierten, die den Betriebsräten wegen kommunistischer Einflüsse misstrauten.10

Bereits im Parlamentarischen Rat, der das Grundgesetz ausarbeitete, konnten ranghohe Gewerkschafter erste politische Erfolge bei der Festigung ihrer Position in Staat und Gesellschaft erzielen, auch wenn diese weit hinter ihrem großen Zukunftsziel zurückblieben. So konnten sie die Etablierung einer nationalen Arbeits- und Sozialgerichtsbarkeit durchsetzen,11 und noch vor der Gründung des DGB und der Bundesrepublik sicherte das Tarifvertragsgesetz vom 9. April 1949 ihnen überbetrieb­liche Mitgestaltungsrechte zu. Weitere Mitbestimmungsrechte auf betrieb­licher Ebene erhielten sie zu Beginn der 1950er-Jahre zugesprochen. So schrieb das 1951 in einem Arbeitskampf erstrittene Mitbestimmungsgesetz für Unternehmen der Montanindustrie (Steinkohle-, Braunkohle- und Eisenerzförderung sowie Eisen- und Stahlproduktion) mit mehr als 1000 Beschäftigten die Parität von Arbeitgeber- und Arbeitnehmervertreter*innen in den Aufsichtsräten sowie die Bestellung von Arbeitsdirektoren fest. Im Gegenzug akzeptierten die Gewerkschaften das von Bundeskanzler Konrad Adenauer (CDU) vorangetriebene europäische Projekt der Montanunion und riskierten dabei sogar einen Bruch mit der SPD.12 Bereits ein Jahr später gelang die Verabschiedung eines Betriebsverfassungsgesetzes, das die Arbeitsteilung zwischen den Gewerkschaften und den Betriebsräten auf betrieblicher Ebene grundsätzlich regelte.

Für die Formulierung des Konzepts der sozialen Marktwirtschaft spielten die Gewerkschaften damit eine kaum zu überschätzende Rolle, wie Uwe Fuhrmann zuletzt noch einmal deutlich gemacht hat.13 Seine Zukunftsplanungen richtete der DGB dabei ganz auf die Großindustrien aus, die im von den Gewerkschaften wesentlich mitgeprägten fordistischen Jahrhundert14 zu Projektionsflächen der industriegesellschaftlichen Zukunft schlechthin geworden waren. Dort, so die Erfahrung, konnten technologischer und gesellschaftlicher Fortschritt am besten ineinandergreifen, was wiederum die gewerkschaftliche Machtbasis stärkte. Während dieser traditionelle Fortschrittsglaube nicht verpuffte, bewirkte die gesetzliche Verankerung gewerkschaftlicher Mitbestimmungsrechte nach 1945 dennoch eine allmähliche Revision älterer Vorstellungen von Gemeinwirtschaft und »Wirtschaftsdemokratie«. Denn nun, wo man fest im Sattel saß, waren Kompromisse keine Niederlagen mehr. Ludwig Rosenberg, Leiter der DGB-Wirtschaftsabteilung von 1949 bis 1959 und Vorsitzender des Dachverbands von 1962 bis 1969, gab in einer seiner Grundsatzreden von 1959 diesem neuen Pragmatismus erstmals einen rhetorischen Rahmen. So machte er deutlich, dass es weiterhin Aufgabe der Gewerkschaften und des Staates sein müsse, »eine unnötige Kon­zentration der Betriebe in Unternehmungen und die solcher Unternehmungen in Konzerne« zu verhindern. Um dies zu erreichen, müssten sich aber auch die Gewerkschaften von ihrer Vorstellung lösen, dass demokratische Kontrolle nur durch Verstaatlichung möglich sei. Vielmehr seien »sehr verschiedene Formen« der »öffentlichen Kontrolle« anzustreben, die Sozialisierung in für das Gemeinwohl wichtigen Branchen wie dem Bergbau oder den Grundstoffindustrien einschlossen, aber auch eine »Aufsicht relativ losen Charakters«.15

Rosenbergs neuer Realismus wandte sich dabei aber auch gegen das »Gerede von einer sogenannten Mittelstandspolitik« und adressierte damit einen Grundkonflikt, der die soziale Marktwirtschaft der Bundes­republik von Anfang an prägte. Denn während die Gewerkschaften den Fortschritt weiterhin in kontrollierten wirtschaftlichen Konzentrationsprozessen sahen, stützte sich die Wirtschaftspolitik der konservativen Bundesregierung auf ordoliberale Denker wie Wilhelm Röpke und Alexan­der Rüstow, welche Konjunkturabhängigkeit und Schwerfälligkeit als gravierende Nachteile von Großindustrien herausstellten.16 Röpke und Rüstow hatten dabei den seit dem späten 19. Jahrhundert entstandenen »geschlossenen hochkartellierten Großraumblock« Europa vor Augen, in dem (West-)Deutschland das »höchstkartellisierte Land« darstelle.17 Die konservative Bundesregierung umgarnte daher den sogenannten Mittelstand, also kleinere und mittlere Unternehmen, die als Motoren von Innovation galten. Der Mittelstand avancierte sogar zu einer Schlüsselkategorie »der symbolischen Ordnung der (west-)deutschen Gesellschaft«,18 ohne dass dies jedoch ein bedingungsloses Schutzversprechen implizierte.19 So lehnten Vertreter*innen des Mittelstands die erweiterten Mitbestimmungsrechte der Gewerkschaften kategorisch ab, sahen sie in diesen doch einen ersten Schritt auf dem Weg zum Sozialismus sowie einen Beleg für die Erpressbarkeit der jungen Demokratie. Dagegen zeigten sich Großindustrielle weniger kritisch, gehörten Aushandlungsprozesse zwischen den Arbeitgebern und Arbeitnehmern in den hochtechnisierten und rationalisierten Großproduktionsstätten doch seit dem Ende des Ersten Weltkriegs zur Unternehmenskultur.20 Montanunternehmer sahen in den Mitbestimmungsgesetzen der 1950er-Jahre sogar einen Vorteil gegenüber den weitreichenderen Verstaatlichungspraktiken etwa in Frankreich oder Großbritannien.21



2. Strukturpolitik: Konzept, Praxis, Konflikte

Als Ludwig Rosenberg seine Vorstellungen von »öffentlicher Kontrolle« vortrug, befand sich die junge westdeutsche Demokratie inmitten einer ihrer ersten Bewährungsproben. Mit dem Steinkohlenbergbau steckte eine erste deutsche Traditionsbranche in einer waschechten Krise, die durch den Aufstieg des Erdöls zur Energieressource Nummer eins aufgebrochen war. Dennoch erschien die Steinkohle den zeitgenössischen Akteuren für die Versorgung der heimischen Wirtschaft und die politische Stabilität der jungen Bundesrepublik so wichtig, dass sich sowohl der Bundesverband der Deutschen Industrie (BDI) als auch die Bundesregierung Ende der 1950er-Jahre gleichermaßen für umfängliche staatliche Konjunkturhilfen aussprachen, mit denen ein zeitlich gestreckter Kapazitätsabbau gelingen sollte. Handlungsleitend waren dabei auch die Erinnerung an den Ruhrkampf von 1923 und die gefürchtete Schlagkraft der Gewerkschaften.22 Die Debatten um die Bewältigung der Krise der Steinkohle ebneten nicht nur den Weg zur Schaffung dauerhafter konjunkturpolitischer Instrumentarien und mündeten in die Gründung der staatlich gestützten Ruhrkohle AG durch die erste Große Koalition der Bundesrepublik aus CDU / CSU und SPD im Jahr 1966. Sie trugen auch zur Festigung der Position der Gewerkschaften in Staat und Gesellschaft bei.

Bald beobachteten Ökonomen auch in anderen Sektoren Prozesse des wirtschaftlichen Strukturwandels und forderten die Politik zum Handeln auf, ja sie nahmen auf die Formulierung des Konzepts der Strukturpolitik, die den Strukturwandel unterstützen und sozial erträglich gestalten sollte, sogar maßgeblichen Einfluss.23 Eine Schlüsselrolle hierbei spielte der 1963 mit Unterstützung des BDI gegründete Sachverständigenrat zur Begutachtung der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung. Dieser formulierte in seinem Jahresgutachten für 1965 erstmals Eckpunkte einer »progressiven Strukturpolitik«. Leitend blieb dabei der parteiübergreifend geteilte Glaube an ein immerwährendes Wirtschaftswachstum. Dabei interpretierten die Sachverständigen die bis dahin erfassten Konjunktureinbrüche vor allem als Folge von selbstbezogenem, egoistischem und verantwortungslosem Handeln von Unternehmern, Gewerkschaften und Bundesregierung. Dadurch sei der Blick aufs »Ganze« verloren gegangen, während notwendige Anpassungen an den technischen Fortschritt, weltwirtschaftliche Veränderungen und den stetigen Wandel der Konsumgewohnheiten verschleppt worden seien. Nicht Gegenwartsinteressen, sondern eine antizipierte Zukunft, in der Wachstum, Geldwertstabilität und Vollbeschäftigung in Balance bleiben mussten, sollte politisches Handeln künftig bestimmen.24 Diese Zukunft aber konnte nicht mehr den Interessen und Ideologien gesellschaftlicher Gruppen überlassen werden, sondern sollte sich allein aus wissenschaftlich fundierten und unabhängigen Analysen ergeben. Der Sachverständigenrat bereitete damit einer neuen Art von Wirtschaftspolitik den Weg, die zugleich zum Signum der ersten Großen Koalition der Bundesrepublik (1966 – 1969) wurde. In der Regierungserklärung des neuen Bundeskanzlers Kurt Georg Kiesinger (CDU) vom 13. Dezember 1966 nahmen Ausführungen über die »neue Politik der Globalsteuerung«, die maßgeblich von Kiesingers sozialdemokratischem Wirtschaftsminister Karl Schiller konzipiert worden war, einen prominenten Platz ein, während das konkrete wirtschaftspolitische Instrumentarium im Wachstums- und Stabilitätsgesetz vom 13. Juni 1967 festgelegt wurde, das die Bundesregierung auch dazu ermächtigte, »Orientierungsdaten für ein gleichzeitiges aufeinander abgestimmtes Verhalten« bereitzustellen bzw. vorzugeben.25

Die »Globalsteuerung« sollte jedoch nicht top-down erfolgen, sondern im demokratischen Konsens mit Wirtschaft und Gewerkschaften. Hierzu knüpfte Schiller an die Tradition des Trialogs der Zentralarbeitsgemeinschaft der 1920er-Jahre an und rief bereits 1967 die ebenfalls vom Sachverständigenrat vorgeschlagenen »Konzertierten Aktionen« zwischen Staat, Wirtschaft und Gewerkschaften ins Leben, die über zehn Jahre hinweg stattfanden, bis die Gewerkschaftsspitzen die Gespräche im Jahr 1977 nach 39 Sitzungen aus Protest gegen die Verfassungsklage der Arbeitgeberverbände gegen das im Jahr zuvor beschlossene neue Mitbestimmungsgesetz für gescheitert erklärten. Gleichwohl waren die Grenzen der »Globalsteuerung« in den Gesprächen bereits wesentlich früher deutlich geworden. Besonders Schillers Versuche, lohnpolitische Leitlinien vorzugeben, wurden sowohl von den Gewerkschaften als auch von den Arbeitgeberverbänden stets als Eingriffe in die Tarifautonomie gewertet und stellten damit eine rote Linie dar. Als die westdeutsche Wirtschaft 1967 in eine erste schwere Rezession geriet, waren die Gewerkschaften noch bereit, einer wachstumskonformen Lohnpolitik den Vorrang zu geben und sich damit an die Vorgaben der Bundesregierung zu binden. Erstmals in der Geschichte der Bundesrepublik orientierten die Gewerkschaften ihre Lohnpolitik nicht am Ziel der Verteilungsgerechtigkeit, sondern der gesamtwirtschaftlichen Stabilität. Die Rechnung folgte prompt. Als sich die Wirtschaft bereits 1969 wieder erholte, erhoben sich in der Eisen- und Stahlindustrie, der Textilbranche, im öffentlichen Sektor und in Teilen des Bergbaus lokale Proteste, die sogenannten Septem­berstreiks, mit denen sich lokale Gewerkschafter*innen und Betriebsräte vehement gegen die Zentralisierung und Ausrichtung der Lohnpolitik an Orientierungskennziffern anstelle von Alltagsinteressen wehrten.26 Die Gewerkschaftsvorstände reagierten schnell, kündigten die Tarifverträge und handelten höhere Lohnzuwächse aus.27

1970 legte der Bundesvorstand des DGB deshalb erstmals eigene Orientierungskennziffern vor, die nicht nur deutlich höhere Lohnsteigerungen für 1971 (bis zu 9,5 Prozent) vorsahen als die Berechnungen der Bundesregierung (bis zu 7,8 Prozent), sondern auch demonstrieren sollten, dass wissenschaftliche Prognosen nicht unpolitisch sein konnten. So formulierte es Rudolf Henschel, Leiter der Abteilung Wirtschaft des DGB, in den Gewerkschaftlichen Monatsheften in aller Deutlichkeit: »Die gesamtwirtschaftlichen Eckwerte der DGB-Zielprojektion haben […] vor allem die Aufgabe, die aus der Sicht der Gewerkschaften wünschenswerte wirtschafts-, finanz- oder geldpolitischen Maßnahmen erkennbar zu machen. Sie stellen damit in erster Linie eine Orientierungshilfe für die wirtschafts- und gesellschaftspolitischen Forderungen des DGB dar.«28 Die »Globalsteuerung« hatte Verbandsinteressen keineswegs überflüssig gemacht, sondern vielmehr noch gefestigt. Deshalb versuchten die Gewerkschaften nun, die Strukturpolitik, die ihnen wichtige Mitgestaltungsmöglichkeiten verhieß, nach eigenen Vorstellungen zu beeinflussen. Künftig galt es aus Sicht des DGB, sich stärker als bisher auf die »längerfristigen Struktur- und wettbewerbspolitischen Maßnahmen« zu konzentrieren.29 In den Fokus der Debatten des DGB-Bundesvorstands rückte dabei nicht nur der Umgang mit Industriesubventionen,30 sondern die Wirtschaftspolitik der Bundesregierung insgesamt und vor allem deren Effizienz.31 Denn die Ministerien waren sich keineswegs einig über die »richtige« Strategie zur Bewältigung des ökonomischen und technologischen (später auch des ökologischen) Strukturwandels. So etablierte Arbeits- und Sozialminister Hans Katzer (CDU) – nicht zuletzt auf Druck der Gewerkschaften – mit dem Arbeitsförderungsgesetz vom 25. Juni 1969 ein neues nationales Steuerungsinstrument auf dem Gebiet der Arbeitnehmer*innenqualifizierung, ohne hierfür jedoch eine eigene Finanzgrundlage zu haben. Vielmehr mussten die Maßnahmen aus den Beitragseinnahmen zur Sozialversicherung finanziert werden, welche die Bundesanstalt für Arbeit (BA) verwaltete.32

Demgegenüber verschrieb sich Schiller der »Verbesserung der regio­nalen Wirtschaftsstruktur«, wofür sein Wirtschaftsministerium 1968 einen Grundsatzkatalog über »sektorale Strukturpolitik« und »regionale Wirtschaftspolitik« vorlegte. Dieser orientierte sich ganz an den Vorstellungen des Sachverständigenrats von 1965, ersetzte das Ziel der Vollbeschäftigung aber durch die »Mobilität der Produktionsfaktoren«, was zeigt, dass auch in der Sozialdemokratie erstmals vorsichtig, wenn auch eher implizit, über Flexibilisierungen in der Arbeitswelt gesprochen wurde. Wachstum und Preisstabilität blieben indes unverbrüchliche Zielvorstellungen.33 Mit dem Gesetz über die Gemeinschaftsaufgabe »Verbesserung der regionalen Wirtschaftsstruktur« vom 6. Oktober 1969 fand die Aufgabe der Regionalpolitik schließlich Eingang in den Kanon nationaler Wirtschaftspolitik. Dieses räumte der Bundesregierung die Möglichkeit ein, wirtschaftsnahe Infrastrukturmaßnahmen zu unterstützen und Unternehmen Investitionszulagen zu gewähren, wenn diese in wirtschaftsschwachen Regionen investierten.

Arbeitsmarktpolitik und Wirtschaftsförderung waren jedoch weder koordiniert noch ergänzten sie sich, vielmehr machte Schiller selbst keinen Hehl daraus, dass er »aktive Arbeitsmarktpolitik für eine Sache der Tarifpartner, nicht des Staates«34 halte. Auf der anderen Seite nahm sich Schiller speziell des Strukturwandels im Ruhrgebiet an, für den er mit dem Steinkohle-Anpassungsgesetz (Gesetz zur Anpassung und Gesundung des deutschen Steinkohlenbergbaus und der deutschen Steinkohlenbergbaugebiete) vom 15. Mai 1968 ein eigenes weitreichendes Instrument schuf. Die damit implizierte Bevorzugung des Ruhrgebiets, für das nicht nur Konjunkturhilfen, sondern auch Investitionsprämien vorgesehen waren, stieß hingegen in sich benachteiligt sehenden anderen Regionen auf starken Widerspruch und kostete gerade dort die SPD viele Stimmen. Jedoch regte sich auch in den Kohlerevieren zunehmend Widerstand gegen das Gesetz, sah dieses doch den Kapazitätsabbau als primäres Ziel vor.35

Vor diesem Hintergrund diskutierte man in den Gewerkschaftszentralen zunehmend über Potenziale einer sozialverträglichen regionalen Strukturpolitik. Diese Debatte gewann erst recht an Fahrt, als der Abfall des Dollarkurses, das bald folgende Ende des internationalen Systems fester Wechselkurse (1973) und der vorangegangene Ölpreisschock den Nachkriegsboom im Westen endgültig abdämpften und die Nachfrage nach Arbeit drastisch einbrach. Das »Ende des Wachstums« wurde nun erstmals öffentlich thematisiert. Und der Anstieg der Arbeitslosenzahlen von rund 150.000 (1970) auf über zwei Millionen (1985) in nur 15 Jahren wurde bald zur dauerhaften Realität in der Bundesrepublik.36 Der Nachkriegsglaube an die Wohlfahrtseffekte des kontrollierten Kapitalismus verpuffte zusehends. An dessen Stelle trat eine neue Offenheit der Zukunft, während quer durch die politischen Lager Diagnosen über die »Unregierbarkeit« vertreten wurden.37

Auch im DGB und in seinen Gewerkschaften verflüchtigten sich nun ältere Fortschrittsnarrative, dennoch blieb das Leitbild der Industriegesellschaft weiterhin im Zentrum ihres Selbstverständnisses. Dabei rückte das Ziel der Beschäftigungssicherung immer mehr in den Fokus gewerkschaftlichen Handelns. Dazu trug aber nicht nur die Erosion des Fortschrittsglaubens bei, sondern auch die zunehmende Integration von Gewerkschaften in die Politik der sozial-liberalen Koalition (1969 – 1982).38 In der Außenpolitik kam dem DGB nun eine wichtige Rolle in der Vermittlung der »Neuen Ostpolitik« zu.39 Im Innern wurden die Arbeitsbeziehungen weiter verrechtlicht (Berufsbildungsgesetz 1969, Novelle des Jugendarbeitsschutzgesetzes 1976) und die betrieblichen Mitbestimmungsrechte der Gewerkschaften nochmals gestärkt (Betriebsverfassungsgesetz 1972, Mitbestimmungsgesetz 1976). Zudem gelangten Gewerkschaftsfunktionäre vermehrt in Ministerämter, so etwa der von 1974 bis 1978 amtierende Bundesminister für Forschung und Technologie Hans Matthöfer (SPD), der zuvor viele Jahre auf Vorstandsebene bei der IG Metall für Wirtschaft und Bildungsfragen zuständig gewesen war.40 In dieser Reihe sind ebenso der Minister für Arbeit und Sozialordnung Walter Arendt (SPD) und Verkehrsminister Georg Leber (SPD) zu nennen.41 Auch im Bundestag spiegelte sich der gewachsene Einfluss von Gewerkschaften wider. Bereits nach der Verabschiedung der Montanmitbestimmung und des Betriebsverfassungsgesetzes Anfang der 1950er-Jahre war der Anteil der in DGB-Gewerkschaften organisierten Abgeordneten von anfangs 25 Prozent (1949) auf 33 Prozent (1953) angestiegen. 1972, nach drei Jahren sozial-liberaler Koalition, erreichte dieser Wert mit fast 50 Prozent seinen Höchststand.42 Gestützt auf diesen Einflussgewinn in Politik und Gesellschaft forderte der DGB-Bundesvorstand in seinem Konzept zur »Wiederherstellung der Vollbeschäftigung« von 1977 erstmals offensiv eine »vorausschauende regionale und sektorale Strukturpolitik« als notwendige Ergänzung zur »Globalsteuerung«,43 und seither gehörte das Konzept der »beschäftigungssichernden Wirtschaftspolitik« zum Standardrepertoire des Gewerkschaftsbundes.44

Politische Verantwortung ging einher mit einer Verstärkung der wissenschaftlichen Expertise innerhalb der Gewerkschaften. So öffneten sich die Vorstände zunehmend für Wirtschaftsexperten, die bald jedoch klassische gewerkschaftliche Ziele infrage stellten. Zu Konflikten kam es besonders dann, wenn eigene wissenschaftliche Prognosen mit tarifpolitischen Zielen kollidierten. So beschloss der DGB-Bundesvorstand bereits 1973, von der Veröffentlichung eigener Zielprojektionen vorerst wieder abzusehen, da »die kommenden Monate für die Gewerkschaften auf tarifpolitischem Gebiet große Schwierigkeiten bringen« und es nicht angehen könne, »diese Situation auch noch durch die Nennung von Daten und Zahlen zu erschweren«.45 Unter dem Eindruck der Ölpreiskrise wiederholte der Bundesvorstand diesen Beschluss noch einmal im Oktober 1973 sowie im November 1974,46 während sich parallel innerhalb der SPD eine auch öffentlich ausgetragene Debatte über Sinn und Zweck von Zielgrößenvorgaben als Grundlage für Investitionslenkungen entzündete.47

Im DGB-Bundesvorstand warb vor allem der 1945 geborene Volkswirt und seit 1976 als Referatsleiter in der Abteilung Wirtschaft tätige Dieter Hockel für wissenschaftlich fundierte Prognosen als Grundlage einer »wirksamen Strukturpolitik«. Als vorbildlich lobte er dabei sogar die erstmals 1978 vom Bundesministerium für Wirtschaft in Auftrag gegebene Strukturberichterstattung, welche die Förderpolitik des Bundes transparent machen sollte. Zwar sparte Hockel nicht mit Kritik am Zahlenwerk, um auf die noch unzureichende Regionalisierung der Prognose hinzuweisen. Gleichwohl ließ Hockel keinen Zweifel daran, dass die Strukturberichterstattung eine gute Ausgangsbasis für eine vorausschauende Strukturpolitik sei.48 Hiervon galt es auch seinen unmittelbaren Vorgesetzten, den von 1975 bis 1984 amtierenden Leiter der DGB-Wirtschaftsabteilung Alois Pfeiffer, zu überzeugen, der als klassischer, an der Werkbank geschulter Gewerkschaftsfunktionär für die Probleme der Prognostik wenig übrighatte. Pfeiffer verband das Konzept der regionalen Strukturpolitik daher eher mit der älteren, aus der Zeit der Weimarer Republik stammenden Idee der Wirtschafts- und Sozialräte. Dabei sah er regionale Strukturpolitik sogar als Gegenkonzept zur »Globalsteuerung«, weil diese die Marktkräfte gegenüber den Arbeitnehmer*inneninteressen bevorzuge und die Tarifautonomie bedrohe.49 Konkrete Mitbestimmung war für Pfeiffer damit wichtiger als prognosegetriebene Handlungskonzepte.

Das Verhältnis von Mitbestimmung und prognosegetriebener Politik galt es vor allem in denjenigen Gewerkschaften auszuhandeln, die sich vom Konzept der regionalen Strukturpolitik Lösungen für die von ihnen vertretenen, in eine tiefe Krise geratenen Branchen erhofften. Dabei nahm besonders die IG Metall, zugleich die weltweit größte Einzelgewerkschaft und einer der traditionsreichsten Verbände unter dem Dach des DGB, die durch weltweite Überkapazitäten verursachte tiefgreifende Strukturkrise in der Stahl- und Werftenindustrie zum Anlass, um gewerkschaftliche Zukunftsstrategien zu entwickeln, die auch über ihren engeren Branchenkontext hinaus verallgemeinerbar sein sollten. Ihrem Selbstverständnis nach galt es dabei, traditionelle Kapitalismuskritik mit modernen Formen politischen Handelns, die auch bei der Gegnerseite Anerkennung fanden, zu verbinden. Schon in den 1970er-Jahren veranstaltete die IG Metall zahlreiche Konferenzen, die sich dem Konzept der regionalen Strukturpolitik widmeten.50 Aufbauend auf diesen Debatten formulierte der seit 1986 amtierende Vorsitzende Franz Steinkühler auf dem Zukunftskongress der IG Metall 1988 seine Vision einer modernen linken Gewerkschaftspolitik: Diese dürfe sich weder »aus bürokratischen Beschlüssen einer roten Internationale der Proletarier« noch aus »blinde[r] Besserwisserei einer grauen Internationale der Pragmatiker«, sondern allein aus einer systematischen Analyse der Veränderungen des Kapitalismus ableiten.51 Damit stand Steinkühler für eine radikale Verwissenschaftlichung von Gewerkschaftspolitik, was ihm an der an Mitbestimmung und Kampfbereitschaft gewöhnten Gewerkschaftsbasis aber zugleich vielfach Kritik einbrachte. Schon in den 1970er-Jahren wurde gerade auf lokaler Ebene deutlich, dass dort immer noch ältere Vorstellungen von einer »Wirtschaftsdemokratie« verankert waren, was sich auch in Form von Betriebsbesetzungen (mit dem Ziel der Betriebsübernahme durch die Belegschaften) äußerte.52 Diese Aktionen fanden nicht selten Rückhalt bei der lokalen Bevölkerung und der Kommunalpolitik. Mancherorts aber machten sich lokale IG-Metall-Funktionäre die Verwissenschaftlichungsfantasien des Vorstands kreativ zu eigen, verknüpften sie mit lokalen Initiativen und arbeiteten mit der Ökologiebewegung nahestehenden Wissenschaftler*innen an der Entwicklung umweltfreundlicher Produkte. Aber auch dies stieß, ebenso wie die vielen Betriebsbesetzungen, mehrheitlich auf Skepsis beim Gewerkschaftsvorstand. Das galt auch für tarifpolitische Kompromisse, die lokale Funktionäre zunehmend einzugehen bereit waren, um Arbeitsplätze zu retten.53

Unter dem Druck der Basis legte der Vorstand erstmals zum 15. Ordentlichen Gewerkschaftskongress im Oktober 1986 eine separate Entschließung zur Strukturpolitik vor, da einerseits »in der Wirtschaftsabteilung in der konkreten Arbeit neben Branchenanalysen und Konzepten vor allem Regionalanalysen und Projekte an Gewicht gewonnen« hatten und andererseits »strukturpolitische Analysen und Initiativen auf regionaler und örtlicher Ebene einer prinzipiellen Orientierung« bedurften.54 Dies aber weckte auch hohe Erwartungen an der Basis. So unterstützte ein Bremer Verwaltungsstellenleiter, dessen Erfahrungsraum unmittelbar mit der Werftenkrise verknüpft war, die Entschließung, »nicht weil es um eine schöne oder plakative Forderung für die Beschlußmappe der IG Metall geht, sondern weil es sich darum dreht, daß wir, Kollegen aus dem Stahlbereich und die Kollegen aus den Werften, die ja ähnliche Überlegungen haben wie wir, davon betroffen sind«. Ein Augsburger Funktionär, der eher auf die Probleme der Automobilindustrie blickte, verwies auf die Möglichkeit der Solidarisierung von Arbeitnehmer*innen der Großbetriebe und der kleinen Zulieferer, und der Delegierte für Leer und Papenburg machte deutlich, dass gegenüber der staatlichen Strukturpolitik nur noch die IG Metall »Hoffnungsträger« sei.55

Je konkreter es aber wurde, umso deutlicher traten mitbestimmungspolitische Differenzen innerhalb der IG Metall zum Vorschein, wie die Debatte um ein stahlpolitisches Programm Mitte der 1980er-Jahre zeigt. Dieses sollte, wie alle strukturpolitischen Initiativen der IG Metall, zur Erhaltung sowie Schaffung von neuen, zukunftsträchtigen Arbeitsplätzen beitragen und der Lokalisierung bzw. Regionalisierung von Krisenbewältigungsstrategien vorbeugen. Das galt vor allem für die an der Basis wieder lauter werdende Forderung nach einer Verstaatlichung der Stahlindustrie, die auf Druck lokaler Funktionäre sogar wieder in den Kanon der wirtschaftspolitischen Leitsätze der IG Metall aufgenommen werden musste. Darauf reagierte der Vorstand mit dem Beschluss eines stahlpolitischen Programms im April 1985, das die Bildung eines zentralen Stahlausschusses vorsah, in dem die Bundesregierung, die beteiligten Landesregierungen, die betroffenen Unternehmen sowie der IG-Metall-Vorstand vertreten sein sollten. Daneben sollte ein Aktionsausschuss installiert werden, in dem auch lokale Gewerkschafter*innen und Betriebsräte repräsentiert sein sollten.56

Der Aktionsausschuss, der ein formales Bindeglied zwischen politischer Verhandlung und innerverbandlicher Willensbildung bilden sollte, entwickelte sich jedoch zum Konfliktfall, denn er blieb (wie auch der Stahlausschuss) zunächst auf dem Papier stehen, während sich die Situation in den Stahlrevieren weiter zuspitzte. So verpflichteten lokale Funktionäre den Vorstand während des Gewerkschaftstags 1986 darauf, den Aktionsausschuss endlich einzusetzen, während die Antragskommission für die Streichung dieser Forderung aus dem Antrag der Verwaltungsstelle Köln votiert hatte. Jedoch konnte der Vorstand verhindern, sich auf einen Proporz für den Aktionsausschuss festlegen zu müssen, »weil man es dem Vorstand von seiner Führungsaufgabe her überlassen muß, wie er einen solchen Stahlausschuß strukturiert«. Der Aktionsausschuss sollte aus Sicht des Vorstands keine wesentlichen Mitentscheidungsrechte besitzen. Eine Kröte musste der Vorstand aber mit der Annahme eines Antrags der Verwaltungsstelle Siegen schlucken, der den Vorstand verpflichtete, im Stahlausschuss keine Pläne mitzutragen, die nicht zuvor mit den Betriebsräten und Vertrauensleuten abgestimmt waren. Dabei erinnerten die Delegierten den Vorstand nicht nur daran, dass Kohle, Stahl und Werften »Träger« des Wirtschaftsaufschwungs Deutschlands nach 1945 waren, sondern auch, dass es die Stahlarbeiter waren, »die 1978/79 als erste den Kampf für Arbeitszeitverkürzungen wagten: sechs Wochen lang rund um die Uhr«. Für diesen Akt der Solidarität gegenüber zentralen gewerkschaftlichen Forderungen erwartete man die Solidarität des Vorstands.57

Im Dezember 1986 wurde der geforderte Aktionsausschuss schließlich als Forum gebildet, in dem Betriebsräte und Vertrauensleute vor allem über Mobilisierungsstrategien diskutierten, welche die gewerkschaftlichen Verhandlungen flankieren sollten. Der Stahlausschuss wurde aber weiterhin nicht realisiert. Der Aktionsausausschuss stellte dagegen fortan ein wichtiges Instrument des Interessensausgleichs zwischen den Arbeitnehmervertreter*innen der Stahlindustrie dar. So spielte er eine wichtige Rolle bei der Kanalisierung des aufsehenerregenden Streiks der Stahlarbeiter in Rheinhausen 1987 und der Durchsetzung des in dieser Zeit entwickelten Konzepts der Beschäftigungsgesellschaft, durch die zu entlassende Arbeitnehmer*innen aufgefangen und (innovative) Ersatzarbeitsplätze geschaffen werden sollten.58

Auch andere Debatten über adäquate Formen der Mitbestimmung machten die Differenzen zwischen Vorstand und Basis sichtbar. So scheiterte während des Gewerkschaftstags 1986 ein Vorstoß der Verwaltungsstelle der IG Metall Köln, der (ergänzend zum Antrag des Vorstands) die Bildung eines Vorstandsbereichs »Strukturpolitik« vorschlug, »um die vielfältigen Aufgaben, die sich aus den Strukturveränderungen in den Regionen und den Versuchen der Betriebsräte und Vertrauensleute ergeben (Beschäftigungs- und Sozialpläne), erledigen zu können«. Diese Ini­tia­­tive lehnte die Antragskommission mit dem Argument ab, »daß dazu weder eine politische noch eine organisatorische Notwendigkeit besteht, da diese Aufgaben und auch ihre Integration von der Vorstandsverwaltung bislang auch schon wahrgenommen wird«.59 Während im DGB-Bundesvorstand nach der Ablösung Alois Pfeiffers durch Michael Geuenich Mitte der 1980er-Jahre eine solche Abteilung eingerichtet wurde, um den politischen Gestaltungsanspruch des DGB zu untermauern, wurde in der IG Metall angesichts der aufgeheizten Stimmung an der Basis von einem solchen Schritt Abstand genommen. Dennoch hatten die strukturpolitischen Debatten im institutionellen Gefüge der IG Metall nachhaltige Wirkungen entfaltet. So hatte die Wirtschaftsabteilung im Vorstand eine deutliche Aufwertung erlebt, die Beschäftigung mit Branchenkonzepten wurde zum Markenkern der Gewerkschaft, während klassische Felder wie die Sozialpolitik an Bedeutung verloren.60 Der Ton zwischen Vorstand und Basis wurde unterdessen immer rauer, was auch ostdeutschen IG-Metall-Delegierten nicht verborgen blieb, die erstmals im Oktober 1989 an einem Kongress der westdeutschen Gewerkschaft teilnehmen durften. Sehr genau registrierten sie dabei die »sehr heftig geführten Auseinandersetzungen zwischen Teilen der Basis und dem Vorstand« über den »autoritären und ›selbstherrlichen‹ Führungsstil von Franz Steinkühler«.61

Andere Gewerkschaften wie die IG CPK standen den Debatten um regionale Strukturpolitik indes eher distanziert gegenüber, auch weil es in ihrem Kernbereich keine tiefgreifende Krise zu lösen gab. So zählte die Chemieindustrie weiterhin zu den Wachstumsbranchen und war von der Subventionspolitik des Bundes weitgehend ausgeschlossen. Interventionsbedarf ergab sich für die IG CPK vielmehr dadurch, dass die Chemieindustrie im »ökologischen Jahrzehnt« der 1980er-Jahre zusehends zum »Inbegriff der katastrophenträchtigen ›Risikotechnologien‹« avancierte.62 Auch Gewerkschaftschef Rappe wurde in der Anti-AKW-Bewegung wegen seiner positiven Einstellung zur Atomkraft geächtet.63 Bereits nach dem Dioxinunfall im italienischen Seveso 1976 hatte der Vorstand der IG CPK deshalb beschlossen, eine eigene Vorstandsabteilung für Umweltpolitik zu bilden.64 Damit wollte man dem Image der Chemieindustrie als »Giftmischer« und »Umweltmörder« entgegenwirken. Dabei warnten Betriebsräte und lokale Gewerkschafter*innen den Vorstand sogar vor einer allzu wissenschaftlichen Diskussion, in der die Situation der Chemie­industrie entweder nur positiv oder nur negativ dargestellt werde.65



3. Die »neoliberale Wende«? Gewerkschaften, Politik und Korporatismus in den 1980er-Jahren

Die gewerkschaftlichen Debatten über regionale Strukturpolitik fanden zu einer Zeit statt, in der sich die Beziehungen zwischen Staat und Gewerkschaften infolge der Rückkehr des Konservatismus an die Macht verändert hatten. Die informellen Verhandlungen der »Konzertierten Aktionen« waren Geschichte, gewerkschaftliche Funktionäre in Ministerämtern dagegen keine Seltenheit mehr. Die Staatsnähe der Gewerkschaften wurde indes schon seit den 1960er-Jahren insbesondere aus den Reihen der Neuen Linken kritisiert, die sich als Antwort auf die Aufgabe klassenbasierter Politik durch die Sozialdemokratie nach dem Godesberger Programm von 1959 formiert hatte. Die stärker themenbezogenen neuen sozialen Bewegungen der 1970er- und 1980er-Jahre (Friedens-, Frauen- und Ökologiebewegung), die auf den Ideen der Neuen Linken aufbauten, sich von deren marxistischen Vorbildern aber bald auch entfernten, knüpften an die Gewerkschaftskritik an.66 Obwohl oder gerade weil diese Kritik an der Gewerkschaftsbasis mitunter Diskussionen über neue Konzepte der Mitgliederbeteiligung inspirierte,67 rief sie bei den Vorständen überwiegend Abwehrreaktionen hervor. Diese sahen sich aber nicht nur wachsender Kritik von links ausgesetzt, auch in konservativ-liberalen Milieus wurden die Gewerkschaften zunehmend als »Dinosaurier des Industriezeitalters«,68 die sich auf dem Weg zurück ins 19. Jahrhundert befanden,69 wahrgenommen. Selbst Sozialdemokraten wie der saarländische Ministerpräsident Oskar Lafontaine begannen gegen Ende der 1980er-Jahre, an gewerkschaftlichen Errungenschaften wie dem Arbeitszeitregime zu rütteln.70 Als dann noch das krachende und skandalöse Ende der gewerkschaftlichen Unternehmen der Gemeinwirtschaft Mitte der 1980er-Jahre (Bank für Gemeinwirtschaft, Co op AG, Neue Heimat) über die Gewerkschaften hereinbrach, war die Gewerkschaftskrise perfekt.71

Politische Skandale, mangelnde Flexibilität in Zukunftsfragen und Blindheit gegenüber gesellschaftlichem Wandel waren die Themen, welche die öffentliche Wahrnehmung der zudem von stagnierenden Mitgliederzahlen geplagten Gewerkschaften in den 1980er-Jahren prägten. Besonders die konservative Kritik nagte am Selbstverständnis der Gewerkschaften, seitdem die Bundesrepublik ab 1982 wieder von einer konservativ-liberalen Koalition unter Helmut Kohl (CDU) regiert wurde. Damit zog das Schreckgespenst der »neoliberalen Wende« in den Wahrnehmungshaushalt besonders der sich als Fackelträgerinnen fortschrittlich-linker Positionen begreifenden Gewerkschaften ein. Dabei kam diese »Wende« auf der rhetorischen Ebene wesentlich radikaler daher als in der politischen Praxis. So hatte besonders die CDU in den Jahren der Opposition nicht blindlings »neoliberale« Vorstellungen vom Markt als Rahmen allen sozialen Handelns, der vor staatlicher Regulierung zu schützen sei, wie sie etwa in den USA populär waren,72 übernommen. Vielmehr unterschieden sich die europäischen konservativen Parteien in diesem Punkt mitunter stark voneinander. Einigen konnten sich diese lediglich auf eine allgemein scharfe Abgrenzung gegenüber linken Basisbewegungen und den regierenden Arbeiterparteien sowie eine positive Sicht auf Globalisierung und Europäisierung als neue Zukunftskategorien, während bisherige ökonomische Krisenbewältigungsstrategien, besonders der Keynesianismus, verworfen wurden. Rhetorisch bezog man sich auch nicht auf den weitgehend verpönten Begriff des »Neoliberalismus«,73 sondern auf die klassische liberale Kategorie der »Freiheit«, die zum zentralen Gegenbegriff des »Sozialismus« erhoben wurde.74 Verstanden wurde unter Letzterem nun auch das Nachkriegsmodell der »sozialen Demokratie«, das jetzt vor allem als Belastung für Wirtschaftswachstum und die öffentlichen Haushalte betrachtet wurde. Der Slogan der CDU / CSU im Bundestagswahlkampf 1976 »Freiheit statt Sozialismus«, auf den auch der sozialdemokratische Gegenbegriff »Modell Deutschland« reagierte,75 war der wohl deutlichste Ausdruck dieses die 1970er-Jahre prägenden Begriffskampfs.76

Der an diese semantischen Verschiebungen anschließende Wandel des Politischen in den 1980er-Jahren77 vollzog sich in Teilen indes bereits in der Regierungszeit Helmut Schmidts. So befürwortete nicht erst Helmut Kohl, sondern schon sein sozialdemokratischer Vorgänger auf europäischer Ebene die Deregulierung des Finanzsystems,78 und auch auf nationaler Ebene stand er einer staatlichen Regulierung wirtschaftlichen Handelns kritisch gegenüber.79 Zugleich blieben die unzertrennlichen Leitbilder der sozialen Marktwirtschaft und der katholischen Soziallehre auch in der CDU / CSU unangetastet und setzten der Übernahme »neoliberaler« Politikansätze im deutschen Konservatismus manifeste Grenzen.80 Und schließlich zeigten sich die theoretischen Impulsgeber der konservativ-liberalen Regierung, vor allem angebotsorientiert argumentierende Ökonomen wie Gerd Tacke und Gerhard Fels, offen für korporatistische Verhandlungen und stellten dabei sogar ein Bindeglied zwischen den wirtschaftlichen Ansichten Helmut Schmidts und Helmut Kohls dar. So lobte nicht nur Helmut Schmidt die Gewerkschaftsbewegung als festen Bestandteil des »Modells Deutschland«, da diese »es nicht nötig [habe], bei jeder Gelegenheit auf öffentlicher Bühne Klassenkampf aufzuführen. Sie ist mächtig genug, am Verhandlungstisch das zu erreichen, was herausgeholt werden kann.«81 Genauso sahen es Ökonomen, die sich als Opponenten des Keynesianismus und Vertreter einer angebotsorientierten Wirtschaftspolitik begriffen. Auch sie hoben die ordnungs- und wirtschaftspolitische Bedeutung des westdeutschen Korporatismus als Standortvorteil hervor. Gerd Tacke, Volkswirt und Mitglied im Vorstand sowie Aufsichtsrat eines großen deutschen Traditionsunternehmens, machte »schwache oder zerstrittene Gewerkschaften, die ihre Werbekampagnen auf dem Rücken des Unternehmers austragen«, vielmehr als störende Faktoren für einen dauerhaften Unternehmenserfolg aus. Mit einer »potenten, wohl organisierten Gewerkschaft« könne man dagegen »von Anfang an schwebende Probleme« verhandeln und Unternehmenspolitik berechenbarer gestalten.82 Damit wollten sich auch Unternehmer*innen in der Bundesrepublik nach wie vor nicht allein auf die »unsichtbaren« Kräfte des Marktes verlassen, sondern zogen dem Verhandlungen über konkrete Interessen in unsicheren Zeiten vor. Auch Gerhard Fels, der bereits zur Amtszeit Helmut Schmidts im Sachverständigenrat zur Begutachtung der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung saß und 1983 Leiter des Instituts der deutschen Wirtschaft Köln (IW) wurde, empfahl nicht, die Gewerkschaften zurückzudrängen, sondern sie aktiv in die »Lösung der großen Probleme« einzubeziehen und dabei besonders die »Pragmatiker in den mehr ideologisch ausgerichteten Gewerkschaften« zu fördern. So sollten die Gewerkschaften sogar in neue Aufgabenfelder (berufliche Weiterbildung, neue Technologien, Beschäftigungsförderung in kleinen und mittleren Unternehmen sowie Rahmensetzung für Innovation und Unternehmensgründungen) aktiv integriert und schließlich auch das System der Tarifautonomie erhalten werden, »auch wenn es sich in den letzten Jahren nicht als beweglich genug erwiesen hat«.83

Von einer gewerkschaftsfeindlichen politischen Rhetorik und Praxis wie in den USA und Großbritannien, wo die konservativen Regierungen unter Ronald Reagan und Margaret Thatcher aufsehenerregende Arbeitskämpfe dazu nutzten, um die Gewerkschaften als antinationale Kräfte zu diffamieren und ihr konservatives Profil zu schärfen,84 war man in Westdeutschland auch nach dem Regierungswechsel von 1982/83 weit entfernt. Umgekehrt erlebten die westdeutschen Gewerkschaften, anders als viele westeuropäische Verbände, die angesichts des anhaltenden Trends zur Verstaatlichung von Industriebranchen seit 194585 nicht vom traditionell sozialistischen Kurs abgewichen waren, die »neoliberale Wende« keineswegs als harten Bruch. Diejenigen unter ihnen, die in ausgesprochenen Krisenbranchen agierten, wie die IG Metall, kritisierten zwar den »Neokonservatismus« der CDU / CSU in zunehmendem Maße, ja sprachen in diesem Zusammenhang zuweilen gar von einer »neuen Form des Faschismus«,86 aber ihre Spitzenfunktionäre wurden weiterhin in die politische Bewältigung des wirtschaftlichen Strukturwandels einbezogen.

Im Hinblick auf die Definitionshoheit über das Konzept der Strukturpolitik hatte der DGB zudem bereits in den letzten Amtsjahren Helmut Schmidts eine herbe Niederlage einstecken müssen. So lehnte man in Bonn in den Debatten um die Strukturberichterstattung87 die vom DGB geforderte Regionalisierung des Zahlenwerks bis zuletzt kategorisch ab88 – allerdings nicht primär aus ideologischen Gründen, sondern weil sich dieses Politikfeld letztlich nicht objektivieren ließ. Nicht nur die mit der Prüfung dieser Frage beauftragten Forschungsinstitute zeigten sich dabei uneins, auch die Bundesländer lehnten die notwendige Beteiligung ihrer statistischen Ämter aufgrund fehlender Ressourcen ab. Bereits die sozial-liberale Regierung unter Schmidt war bei den Ländern diesbezüglich auf Granit gestoßen und verfolgte deshalb die Regionalisierung der Strukturberichterstattung nicht weiter.89

Nach dem Regierungswechsel von 1982/83 erfuhr indes die Idee der »Konzertierten Aktion« wieder an Bedeutung, in dem Maße, wie die inhaltlichen Differenzen zwischen Politik und Gewerkschaften wuchsen. So bot gerade »einer der härtesten Arbeitskonflikte in der Geschichte der Bundesrepublik«90 den Anlass dafür, dieses Gesprächsformat zu reaktivieren. Gemeint ist der Kampf der Metall- und Druckergewerkschaften um die 35-Stunden-Woche im Jahr 1984, an dessen Ende eine Reform des Arbeitsförderungsgesetzes stand, nach der nun jegliche Lohnersatzleistung im Streikfall untersagt war. Werteten die Gewerkschaften dies als Angriff auf ihre Integrität und Handlungsfähigkeit, so regte Bundeswirtschaftsminister Martin Bangemann (FDP) auf dem Höhepunkt des Konflikts an, die »Konzertierte Aktion« als Trialog zwischen Staat, Wirtschaft und Gewerkschaften erneut ins Leben zu rufen,91 der jedoch mit den »sehr formalisiert[en] und institutionalisiert[en]« Gesprächen der 1970er-Jahre nichts mehr gemein haben sollte.92 Vielmehr sollten die Gespräche dem informellen Ausgleich der divergierenden Vorstellungen dienen, aber keine präjudizierende Wirkung haben. Dabei ließ sich Bangemann auch nicht von den Bedenken des DGB abschrecken, die »Spitzengespräche hätten nur dann einen Sinn, wenn zumindest einige wenige, ganz konkrete Ergebnisse herauskommen, die sich auch bei der Basis ›verkaufen‹ lassen«.93 Selbst Vorbehalte aus der Wirtschaft, »konzertierte Aktionen« trügen zur Verwässerung des politischen Meinungskampfes bei,94 oder intern kursierende Befürchtungen, die Gewerkschaften strebten in den Hintergrundgesprächen »keine einvernehmlichen Ergebnisse mit der Bundesregierung« an, sondern wollten Letztere nur als »›Prellbock‹ für Botschaften« nach innen und in der Öffentlichkeit benutzen,95 verhinderten nicht, dass Bangemann an diesem Vorhaben festhielt.

Der politische »Trialog« kam in den 1980er-Jahren jedoch nicht mehr zustande, weil sich der DGB, aber auch die Arbeitgeber weiterhin beharrlich weigerten, an einem Gesprächsformat teilzunehmen, das keine klare Stoßrichtung erkennen ließ. Zu sehr hallten die negativen Erinnerungen an das Scheitern der »Konzertierten Aktion« im Jahr 1977 noch nach. So bestand noch 1988, trotz wiederholter Versuche Bangemanns, nach interner Einschätzung weiterhin »keine realistische Chance, die Gespräche wieder gemeinsam [als] ›Trialog‹ führen zu können«.96 Bilaterale Gespräche auf politischer und Fachebene blieben von diesen Konflikten jedoch unberührt. Und dabei gelang es den Gewerkschaften durchaus, respektable Erfolge zu erzielen, wie ministerielle Analysen immer wieder deutlich machten. Auch zwangen die Gespräche die Bundesministerien dazu, sich intensiv mit gewerkschaftlichen Forderungen auseinanderzusetzen und gegebenenfalls im Vorfeld empfindliche Konfliktfelder auf der Arbeitsebene zu entschärfen (das galt aber auch umgekehrt). Dabei veranlassten selbst Grundsatzkonflikte in der Arbeitsmarkt-, Steuer-, Tarif-, Umwelt- und Rentenpolitik sowie in Fragen neuer Technologien in der Arbeitswelt weder die Gewerkschaften noch die Bundesregierung zum Abbruch der Gespräche. Und selbst die IG Metall ließ den Gesprächsfaden nicht abreißen, auch wenn die Positionen in der Frage der Bewältigung der Stahlkrise zum Teil unvereinbar waren.97 Eher noch als solche ideologischen Konflikte stellte der Einbezug der DAG einen triftigen Grund für die IG Metall dar, Gesprächseinladungen auszuschlagen.98 Zudem ermöglichten die Gespräche den politischen Akteuren wichtige Einblicke in Meinungsverschiedenheiten innerhalb des DGB, etwa zwischen dem als »links« geltenden IG-Metall-Chef Franz Steinkühler und dem als »rechts« eingestuften IG-CPK-Vorsitzenden Hermann Rappe, sowie zwischen dem DGB und der DAG. Andererseits legten Gespräche auch Differenzen zwischen dem Wirtschafts- und dem Arbeitsministerium, das vom IG-Metall-Mitglied Norbert Blüm (CDU) geführt wurde, offen. In die strategische Politikplanung der Bonner Ministerien und der Gewerkschaften gingen diese Informationen dann trotz ihres informellen Charakters ein.
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